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CETA –Ein kulturpolitischer Sündenfall
Die EU-Kommission hat die 
europäische Kulturwirt-
schaft bei den Verhandlun-
gen im Stich gelassen

OLAF ZIMMERMANN

W enn in kulturpolitischen 
Kreisen die Rede auf Ka-
nada kommt, beginnen 
bei vielen die Augen zu 

leuchten. Kanada, das Land, das sich 
für eine weltweite Konvention zum 
Schutz der kulturellen Vielfalt Anfang 
der er Jahre stark machte. Nicht 
zuletzt, weil die Erfahrungen durch das 
NAFTA-Abkommen (North American 
Free Trade Agreement, Nordamerikani-
sches Freihandelsabkommen zwischen 
den USA, Kanada und Mexiko) nicht 
positiver Natur waren und der Domi-
nanz US-amerikanischer Kulturkon-
zerne, wie Amazon und Google, etwas 
entgegengesetzt werden sollte. Kanada, 
das Land, das geradezu als Vorbild für 
den Schutz der kulturellen Vielfalt gilt. 
Spätestens seit der amtierende Premi-
erminister Justin Trudeau sein Kabinett 
nicht nur zur Hälfte mit Frauen besetzt 
hat, sondern auch Vertreter der First 
Nations, von religiösen Minderheiten 
und Flüchtlingen in sein Kabinett geholt 
hat, gilt Kanada als Vorbild. Ein Freihan-
delsabkommen mit einem solchen Land 
kann doch nur positiv sein. Doch lohnt 
es sich, genau hinzuschauen.

Zunächst einmal: Das CETA-Abkom-
men mit Kanada wurde eben nicht mit 
dem smarten Justin Trudeau und seiner 
Regierung, die erst seit dem . Novem-
ber  im Amt ist, ausgehandelt, son-
dern seinem Amtsvorgänger Stephen 
Harper, der einen strikten Liberalisie-
rungskurs verfolgte und seine Politik, 
unter anderem auch die Klima- und 
Umweltpolitik mit der Ablehnung des 

Kyoto-Abkommens an der US-Regierung 
orientierte. Die CETA-Verhandlungen 
begannen im Jahr  zwischen der 
von José Barroso geführten EU-Kom-
mission und der Harper-Regierung von 
Kanada. Die Verhandlungen wurden im 
September  abgeschlossen.

Ebenfalls im Jahr  fand das erste 
Treff en der sogenannten BRICS-Staaten, 
seiner Zeit noch ohne Südafrika, statt. 
In den BRICS-Staaten, Brasilien, Russ-
land, Indien, China und seit  auch 
Südafrika, leben rund  Prozent der 
Weltbevölkerung. Es sind aufstreben-
de, selbstbewusst auftretende Schwel-
lenländer, die starke wirtschaftliche 
Wachstumsraten zu verzeichnen hatten   
und teilweise noch haben. Ihr Zusam-
menschluss ist vor allem ein Signal an 
die nordamerikanischen und westeuro-
päischen Industriestaaten, dass sie die 
Gestaltung der globalen Handelsbezie-
hungen nicht mehr allein bestimmen 
können.

Zeitgleich stagnierte die als Entwick-
lungsrunde ausgegebene Doha-Runde 
der Welthandelsorganisation (WTO) 
und es wurde immer unklarer, ob es 
gelingt, im Kontext der WTO die Libe-
ralisierung des Handels von Gütern und 
Dienstleistungen weiter voranzutreiben 
und Handelshemmnisse abzubauen.

In diesen Kontext sind die Ver-
handlungen zu CETA eingebettet, die 
überdies wie bei der die Öff entlichkeit 
scheuenden Barroso-Kommission üb-
lich im Geheimen und wenig trans-
parent geführt wurden. CETA ist eben 
kein modernes Abkommen, das der 
Globalisierung und einem fairen Welt-
handel gerecht wird, sondern es ist ein 
Abkommen aus dem Geist des . Jahr-
hunderts von starken Industriestaaten 
in Nordamerika und Westeuropa. Und es 
ist ein Abkommen, das von der Vorstel-
lung geprägt ist, dass die Privatisierung 
von Dienstleistungen, die Senkung von 

Zöllen und der freie Warenaustausch 
zu mehr Wohlfahrt für alle führen wird. 
Die Situation der sogenannten Entwick-
lungsländer ist ein beredtes Zeichen da-
für, dass diese Annahmen falsch waren 
und sind.

Inzwischen sind fast zwei Jahre nach 
Abschluss der CETA-Verhandlungen ver-
gangen. Die Rechtsförmlichkeitsprüfung 
des Vertragstextes ist erfolgt und er liegt 
in den  Amtssprachen der Europäi-
schen Union vor. Der EU-Handelsminis-
terrat soll im Oktober dieses Jahres über 
das Abkommen entscheiden, danach ist 
das Europäische Parlament am Zug.

In einem wesentlichen Punkt unter-
scheidet sich das CETA-Abkommen von 
bisherigen Handelsabkommen. Wurde 
bislang festgelegt, in welchen Berei-
chen eine Liberalisierung vorgesehen 
ist, also eine Positivliste erstellt, wird 
nun nach dem Negativlistenprinzip ge-
arbeitet. Das heißt, dass zunächst alle 
Bereiche von der Liberalisierung erfasst 
werden, es sei denn, sie sind auf einer 
Negativliste verzeichnet, also ausge-
nommen. Die EU-Kommission betont 
stets, dass der Wechsel von Positiv- zu 
Negativlisten rein technischer Natur 
ist und keinen Einfl uss auf das Schutz-
niveau hat. Der Kulturbereich ist ein 
Beispiel dafür, dass dies nicht stimmt. 
In Positivlistenverhandlungen müssen 
die Kulturbereiche, die mitverhandelt 
werden, dezidiert genannt werden. Bei 
Negativlistenverhandlungen, also CETA 
und auch TTIP, sind alle Kulturberei-
che automatisch Verhandlungsgegen-
stand, außer sie werden rechtssicher 
ausgenommen, was schon deshalb sehr 
schwer ist, weil der dynamische Kul-
turbereich sich einfachen Defi nitionen 
regelmäßig entzieht. Aber ohne eine 
klare Abgrenzung der Ausnahmeberei-
che ist eine rechtssichere Herausnahme 
aus den Verträgen nicht möglich. CETA 
ist deshalb ein kulturpolitischer Sün-

denfall, mit letztlich unkalkulierbaren 
Auswirkungen für den Kulturbereich in 
der Zukunft.

So unterwirft die EU die Kultur 
grundsätzlich dem CETA-Abkommen 
und nimmt nur die audiovisuellen 
Dienstleistungen mit Blick auf den 
Marktzugang und die Inländerbehand-
lung aus. Vom Investitionskapitel sind 
audiovisuelle Dienstleistungen nicht 
ausgenommen. Demgegenüber nimmt 
Kanada die gesamte Kulturwirtschaft 
von den Regelungen zum Marktzugang 
und zur Inländerbehandlung aus. Weiter 
besteht nach wie vor eine Klarstellungs-
lücke, ob die Bundesländer weiterhin 
eine umfassende Regulierungshoheit 
für den Rundfunk, öff entlich-rechtlich 
und privat, haben. Ebenso wird die Film-
wirtschaft von der EU nicht umfänglich 
geschützt. Darüber hinaus wird im In-
vestitionskapitel nicht ausreichend 
ausgeführt, dass kulturpolitische Re-
geln von Ländern und Gemeinden keine 
Beschränkung des Marktzugangsrechts 
darstellen. Selbst der marktliberale 
ehemalige kanadische Premier Ste-
phen Harper hat in den CETA-Vertrag 
mehr Schutzräume für die kanadische 
Kulturwirtschaft hinein verhandelt, als 
die EU-Kommission für die europäische 
Kulturwirtschaft. Die EU-Kommission 
hat die europäische Kulturwirtschaft 
bei den Verhandlungen einfach im Stich 
gelassen.

Dem Vernehmen nach will die EU-
Kommission beim EU-Handelsminis-
terrat im Oktober dieses Jahres in Bra-
tislava nicht nur das CETA-Abkommen 
verabschieden lassen, sondern zugleich 
die vorläufi ge Anwendung vorschlagen. 
Bislang war es bei Freihandelsabkom-
men üblich, dass auch das Europäische 
Parlament vor einer vorläufi gen An-
wendung erst zustimmen muss. Dieses 
ist in den Europäischen Verträgen aber 
nicht zwingend vorgeschrieben. Nach 

der Entscheidung des Europäischen Par-
laments muss das Abkommen, sofern 
es als gemischtes Abkommen klassifi -
ziert wird, wofür einiges spricht, von 
den EU-Mitgliedstaaten ratifi ziert wer-
den. Dabei sind die jeweiligen Regeln 
der EU-Mitgliedstaaten zu beachten. In
Deutschland heißt dies, dass neben dem 
Deutschen Bundestag auch die Länder-
kammer, der Bundesrat, beteiligt wer-
den muss. 

Doch seien wir ehrlich, ein Abkom-
men vorläufi g anzuwenden, heißt die 
endgültige Inkraftsetzung durch die 
Hintertür. Und dieses nicht nur mit 
Blick auf die öff entliche Wahrnehmung 
dieses Abkommens. Bis dass alle EU-
Mitgliedstaaten das Abkommen rati-
fi ziert haben, werden Jahre vergehen. 
In diesen Jahren hat die vorläufige 
Anwendung bereits wirtschaftliche 
Fakten geschaff en, die auch bei einer 
Ablehnung des Vertrages nicht mehr 
zurückgenommen werden können.

Die kanadische Regierung hat sig-
nalisiert, dass sie zu weiteren Verhand-
lungen bereit ist. Warum diesen Ball 
nicht aufgreifen und die bestehenden 
Vorbehalte gegenüber dem CETA-Ab-
kommen aufnehmen und ein wirklich 
vorbildliches Freihandelsabkommen 
abschließen? Ich bin fest davon über-
zeugt, dass sich dies lohnen und auch 
die Kritiker von Freihandelsabkommen, 
einschließlich des Deutschen Kulturra-
tes, in die Pfl icht nehmen würde, Vor-
schläge für faire Freihandelsabkommen 
auszuarbeiten. Dies hätte eine Signal-
wirkung über CETA hinaus auf weitere 
Freihandelsabkommen. CETA könnte so 
zu einer positiven Blaupause für TTIP, 
das Freihandelsabkommen der EU mit 
den USA, werden.

Olaf Zimmermann ist Geschäftsführer 
des Deutschen Kulturrates und 
Herausgeber von Politik & K ultur
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Anlässlich des Besuchs der kanadischen Handelsministerin, Chrystia Freeland, protestieren Aktivisten vor dem Bundesministerium für Wirtschaft und Energie

FO
T

O
: U

W
E 

H
IK

SC
H

CETA: Die Blaupause – 
für die Europäische Demokratie
Eine Bilanz zur geplanten Freihandelszone zwischen Kanada und der Europäischen Union

PETRA PINZLER

I n diesem Herbst entscheidet 
sich, ob die EU-Kommission das 
europäisch-kanadische Abkom-
men  CETA durchpeitschen kann 

– oder ob Regierungen und Abgeordnete 
den Bürgerprotest doch ernst nehmen 
und das Projekt noch mal überarbeiten: 
Zugunsten von Demokratie, Umwelt-
schutz und sozialer Sicherheit.

Der neue kanadische Premierminis-
ter Justin Trudeau wird gern der Ken-
nedy des Nordens genannt – und zwar 
nicht nur, weil er ziemlich gut aussieht. 
Der Mann hat auch ähnliche politische 
Ziele wie der legendäre amerikanische 
Präsident, er investiert in Bildung und 
Infrastruktur, kämpft gegen den Kli-
mawandel und unterstützt auf vielerlei 
Weise die internationale Zusammenar-
beit. Als er kurz nach seinem Wahlsieg 
gefragt wurde, warum sein Kabinett zur 
Hälfte aus Frauen bestehe, antwortete 
er nur knapp: »Weil wir  haben!« 
Justin Trudeau, so könnte man zusam-
menfassen, ist ein Mann, mit dem Eu-
ropa gut und mehr zusammenarbeiten 
sollte.

Genau so argumentiert auch die 
EU-Kommission – wenn es um den 
europäisch-kanadischen Freihandels-
vertrag CETA geht. Leider nur gibt es 
bei diesem Projekt ein fundamentales 
Problem. Und das wiederum verschweigt 
die Brüsseler Behörde gern: Der CETA-
Vertrag stammt gar nicht von Trudeau! 
Er wurde noch unter dessen Vorgänger 
Stephen Harper, und damit von einer der 
marktliberalsten und umweltfeindlichs-
ten Regierungen der letzten Jahrzehnte 
verhandelt. Die wurde zwar von den Ka-
nadiern  mit einem vernichtenden 
Ergebnis abgewählt. Doch da war CETA 
bereits fertig verhandelt.

In diesem Herbst nun soll CETA 
aktiviert werden. Die EU-Kommission 
braucht dafür vom EU-Rat der Regierun-
gen und vom Europäischen Parlament 
grünes Licht. Diese Gremien sollen den 
Vertrag dann auch gleich »vorläufi g in 
Kraft setzen« und zwar bevor die nati-
onalen Parlamente überhaupt darüber 
abgestimmt haben. Genau das aber wäre 
fatal: Den Europäern würde damit ein 
Vertrag mit zweifelhaftem Inhalt durch 
ein intransparentes und von vielen auch 
wenig legitimiertes Verfahren unter-
gejubelt. Und es gäbe kaum noch eine 
Chance, dies rückgängig zu machen.

Genau deswegen wird der Umgang 
mit CETA in diesem Herbst zum Sym-
bol: Entweder können die Brüsseler Be-
hörden eine neoliberale Handelspolitik 
auch gegen den wachsenden Protest der 
Bürger und einiger Parlamente durch-
peitschen – unterstützt vom EU-Rat und 
dem EU-Parlament. Oder diese beiden 
Gremien hören auf den wachsenden 

Protest der Bürger und die vielen Kri-
tiker, die längst Vorschläge für eine de-
mokratischere, umweltfreundlichere 
und sozialere Handelspolitik erarbeitet 
haben. Und die daher den CETA-Ver-
tragstext noch einmal ändern wollen. 
Möglich sind beide Szenarien.

Der Streit um CETA ist noch aus ei-
nem anderen Grund richtungsweisend: 
CETA ist die Blaupause für TTIP, für das 
geplante, aber noch lange nicht fertig 
verhandelte europäisch-amerikanische 
Abkommen. Denn wie bei TTIP geht es 
auch bei CETA um weit mehr als nur die 
Senkung von ein paar Zöllen oder die 
Harmonisierung einiger Standards. Der 
Vertrag greift tief in viele Bereiche des 
Wirtschaftens, Arbeitens und Lebens ein. 
Er formuliert Regeln zum Umweltschutz, 
zum Umgang mit der Kulturwirtschaft 
und zum Verhältnis von Staat und Markt. 
Dabei entzündet sich die Kritik immer 
wieder an vier Punkten:

. CETA räumt ausländischen In-
vestoren weitreichende Klagerechte 
ein. Unternehmen mit Sitz in Kanada 
können europäische Staaten künftig vor 
Schiedsgerichten auf Schadensersatz 
verklagen. Zwar bieten auch andere bi-
laterale Verträge bereits diese Möglich-
keit, doch durch CETA würde die Zahl 
der Konzerne, die diese Möglichkeit 
nutzen können, massiv steigen. Denn 
auch US-Unternehmen könnten ihre 
kanadischen Töchter zu diesem Zweck 
nutzen. Tritt CETA in Kraft, bräuchten 
sie also zumindest in diesem Bereich 
TTIP gar nicht mehr.

. CETA wird den Spielraum der nati-
onalen Wirtschaftspolitik einschränken, 
durch sogenannte Negativlisten. Das 
klingt technisch, hat aber weitreichende 
Folgen: Denn es bedeutet, dass die Wirt-
schaft einem allgemeinen Liberalisie-
rungsgebot unterworfen wird. Bereiche, 

die nicht immer weiter für den Markt 
geöff net werden sollen, mussten im 
Vertrag explizit gelistet werden – nach 
dem Prinzip »list it or lose it«. Deswegen 
schrieb die kanadische Provinz Nunavut 
beispielsweise in den Vertrag, dass sie 
den Handel mit Fisch beschränken kann 
oder Deutschland behielt sich das Recht 
vor, privat betriebene Bundeswehr-
krankenhäuser möglicherweise wieder 
zu verstaatlichen. Das klingt absurd 
kleinteilig, aber es macht klar, wo die 
Gefahr liegt: Was auf den Listen ver-
gessen wurde, kann nur schwer wieder 
in staatliche Obhut genommen werden. 
So wird beispielsweise die Rekommuna-
lisierung von Dienstleistungen schwerer. 
Die Stadtwerke Köln und Karlsruhe, aber 
auch andere kommunale Dienstleister, 
haben in Gutachten vor dieser Gefahr 
gewarnt. Bisher vergeblich.

. Im CETA-Vertrag wird das in der EU 
geltende Vorsorgeprinzip durch das so-
genannte »wissenschaftsbasierte« Prin-
zip ersetzt. Das ist in den USA gängige 
Rechtspraxis: Potenziell gefährliche 
Produkte und Technologien können 
dort nicht »vorsorglich« von den Behör-
den aus dem Verkehr gezogen werden, 
sondern erst, wenn ihre Schädlichkeit 
zweifelsfrei nachgewiesen ist – und das 
ist oft sehr schwer. Dieses System funk-
tioniert in den USA leidlich, weil Her-
steller von Produkten bei Fehlern mit 
Milliardenklagen von Betroff enen rech-
nen müssen. VW erlebt das gerade. Doch 
in Europa gibt es keine amerikanische 
Klageindustrie. Daher argumentieren 
vor allem Verbraucherschützer, dass es 
leichtsinnig ist, nun das Vorsorgeprinzip 
zu schwächen – zumal es in der Vergan-
genheit die Europäischen Bürger zwar 
nicht immer, aber oft gut geschützt hat: 
In der EU sind weit über  Substan-
zen in Lippenstift, Lidschatten und Co. 

wegen möglicher Gesundheitsgefah-
ren verboten, in den USA sind es wegen 
nachgewiesener Gefahren elf.

. CETA gilt als »lebendes Abkom-
men«. Ein sogenannter Hauptausschuss 
wird den Vertrag weiterentwickeln. 
Durch ihn können völkerrechtlich 
verbindliche Entscheidungen getrof-
fen werden. Kritiker sorgen sich, dass 
dadurch die Parlamente umgangen 
werden.

All diese Kritikpunkte wiegen schwer 
– zumal sie nicht nur von traditionel-
len Globalisierungsgegnern, sondern 
von ganz unterschiedlichen Experten 
aus ganz unterschiedlichen Gruppen 
vorgetragen werden: Da protestieren 
der Deutsche Richterbund gegen die 
Schiedsgerichte. Völkerrechtler gegen 
den Hauptausschuss und Verbrau-
cherinitiativen gegen die Aufgabe des 

Vorsorgeprinzips. Doch die Brüsseler 
EU-Kommission ignoriert all dies kon-
sequent – aus taktischen Gründen. Sie 
will CETA möglichst bald vom Tisch 
haben. Denn seit immer off ensichtli-
cher ist, dass der TTIP-Vertrag so bald 
nicht fertig wird, hat der Vertrag auch 
für Brüssel eine symbolische Bedeutung 
bekommen: Die Vollendung der Frei-
handelszone mit Kanada soll beweisen, 
dass man dort noch irgendetwas hin-
kriegt. Jede weitere Diskussion über die 
Inhalte würde das verzögern.

Noch bis zum Frühsommer hatte die 
Kommission gehoff t, ihr Ziel einfach 
durch möglichst wenig demokratische 
Beteiligung zu erreichen. Frei nach dem 
Motto: Je weniger Parlamente über 
das Abkommen reden und entschei-
den, desto weniger hat der Protest eine 
Chance. Sie wollte den Vertrag daher als 
»Nur-EU-Abkommen« einstufen. Damit 
hätte ihr das grüne Licht vom Rat der 
Regierungen und vom EU-Parlament 
gereicht. Doch der Protest gegen diese 
Taktik wurde so groß, dass die Regie-
rungen das nicht zulassen konnten. Sie 
zeigten Brüssel die rote Karte. Und so 
legte die Kommission CETA dann An-
fang Juli als »gemischtes Abkommen« 
zur Abstimmung vor – unter Protest. 
Dadurch dürfen nun auch der Bundes-
tag und die anderen nationalen Parla-

mente über den Vertrag entscheiden. 
Der Jubel über diese vermeintliche 
neue Bürgernähe währte allerdings 
kurz: Denn auch dieser Schritt erwies 
sich schnell als reine Taktik. Die Kom-
mission schlägt das Abkommen nun 
zugleich auch zur »vorläufi gen Anwen-
dung« vor. Das klingt technisch, ist aber 
von enormer Tragweite. Stimmen der 
EU-Rat (der Regierungen) und das EU-
Parlament diesem juristischen Kniff  zu, 
dann würde die europäisch-kanadische 
Freihandelszone faktisch ab Herbst 
existieren. Dann wäre auch der meist 
umstrittene Teil des Abkommens wirk-
sam: der besondere Investitionsschutz 
für kanadische Firmen. Und zwar, bevor 
der Bundestag dem Vertrag überhaupt 
zugestimmt hat.

Passiert dies, wäre wahrscheinlich 
ziemlich irrelevant, was die nationalen 
Parlamente noch zu CETA sagen. Denn 
viele der Rechtsvorschriften wären ein-
fach in der Welt, viele Unternehmen 
könnten ihre Geschäfte danach aus-
richten. Ob und wie diese dann später 
zurückgenommen werden können – da-
rüber streiten sich die Juristen schon 
jetzt.

Noch könnte auch dieser Plan der 
Kommission gestoppt werden: Wenn 
die Regierungen oder auch das EU-
Parlament einfach »Nein« sagen – und 
das mit einem Reformauftrag verbin-
den: Warum nicht CETA doch noch ein-
mal nachverhandeln und damit dann 
eine wirklich gute Blaupause für TTIP 
schaff en? Warum nicht die umstritte-
nen Schiedsgerichte aus dem Vertrag 
streichen, die Kanada ursprünglich 
sowieso nicht wollte. Warum nicht 
die öff entlichen Dienstleistungen vor 
Zwangsprivatisierungen besser schüt-
zen und das Vorsorgeprinzip besser im 
Vertrag verankern? CETA würde durch 
solche Reformen zum Modell für mo-
derne Handelsverträge.

Noch will man in Brüssel von sol-
chen Ideen nichts hören. Unbeirrt von 
allem Protest glaubt die Kommission 
immer noch, mit der Handelspolitik 
einfach wie bisher weitermachen zu 
können.

Doch damit verpasst sie derzeit die 
Chance: Denn gerade in Kanada genießt 
Europa so viel Sympathie, dass mit die-
ser Regierung eine moderne, soziale 
und umweltfreundliche Handelspolitik 
sicher möglich wäre. Trudeau gehört 
doch zu den Guten.

Petra Pinzler arbeitet als Journalistin 
unter anderem für DIE ZEIT. Sie ist 
Autorin des Buches »Der Unfreihandel: 
Die heimliche Herrschaft von Konzer-
nen und Kanzleien«

Zwei Szenarien sind 
möglich: Brüssel 
ignoriert weiterhin 
den Protest der Bürger 
oder geht auf ihn ein
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Der »Kultur-Block« demonstrierte am . Oktober  in Berlin gegen TTIP, CETA & Co.

Liberalisierungen 
müssen auch wieder 
rückgängig gemacht 
werden können

Für einen fairen Welthandel
Globalisierung durch CETA 
sozial und ökologisch 
gestalten 

REINER HOFFMANN

D ie wirtschaftliche Globalisie-
rung hat sich enorm beschleu-
nigt. Sie durchdringt nahezu 

alle Wirtschaftsbereiche, aber auch 
die Lebensbereiche der Menschen. 
Haupttreiber der Beschleunigung sind 
vor allem die voranschreitende Digita-
lisierung und die internationale Han-
delspolitik. Zugleich wurden Zölle und 
technische Handelshemmnisse durch 
weitreichende Marktliberalisierungen 
massiv abgebaut und der weltweite 
Wettbewerb enorm forciert. In Folge 
haben sich die weltweiten Handels- und 
Investitionsströme seit Ende der er 
Jahre verzehnfacht.

Die positiven Errungenschaften der 
globalen Verfl echtung sind nicht mehr 
wegzudenken, zu sehr prägen sie un-
seren wirtschaftlichen und kulturellen 
Alltag. Die Wohlfahrtsgewinne sind 
enorm. Zugleich hat sich durch den 
verschärften Wettbewerb der Druck auf 
Einkommen und Arbeitsbedingungen 
massiv erhöht. Dies gilt für Deutsch-
land und die anderen Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union (EU), aber auch 
für die zum Teil katastrophalen Arbeits-
bedingungen in den Ländern der Drit-
ten Welt und den sogenannten BRICS-
Staaten. Immer stärker wird der erhöhte 
Wettbewerbsdruck auf dem Rücken der 
Beschäftigten abgeladen und Sozial-
standards geraten unter wachsenden 
Druck. Zudem sind die Wohlfahrtsge-
winne extrem ungleich verteilt. Wäh-
rend das reichste Prozent der Weltbevöl-
kerung deutlich von der Globalisierung 
profi tiert, stagnieren für weite Teile der 
Mittelklasse in den Industrieländern die 
Einkommen und die ärmsten fünf Pro-
zent der Weltbevölkerung verzeichnen 
sogar Realeinkommensverluste.

Die Entgrenzung der Märkte erfor-
dert einen grundlegenden politischen 
Kurswechsel in Richtung einer sozialen 
und ökologischen Gestaltung der Glo-
balisierung. Der Rückfall in nationa-
le Kleinstaaterei oder in einen neuen 
Protektionismus ist keine Lösung – im 
Gegenteil. Abschottung und Renatio-
nalisierung verschärfen die globalen 
sozialen, wirtschaftlichen und politi-
schen Herausforderungen. Gerade der 
EU kommt eine besondere Verantwor-
tung für den dringend notwendigen 
Politikwechsel zu.  Während die TTIP-
Verhandlungen auf der Stelle treten, ist 
immerhin in das Abkommen mit den 
Kanadiern Bewegung gekommen. Diese 
Chance sollte genutzt werden.

Aus gewerkschaftlicher Perspekti-
ve, das haben der DGB und seine Mit-
gliedsgewerkschaften gemeinsam mit 
dem Europäischen Gewerkschaftsbund 
(EGB) seit Jahren mit Nachdruck gefor-
dert, brauchen wir mehr fairen Welt-
handel, wenn der Irrweg in nationale 
Kleinstaaterei verhindert werden soll. 
Dazu gehören –  neben transparenten 
Verhandlungen und demokratischer Be-
teiligung der nationalen Parlamente 

–  erstens die Anerkennung der Kern-
arbeitsnormen der ILO, zweitens keine 
Investitionsschutzkapitel mit priva-
ten Schiedsgerichten und drittens der 
Schutz öff entlicher Dienstleistungen 
der Daseinsvorsorge. In diesen drei 
Kernbereichen zeichnet sich bei den 
TTIP-Verhandlungen keinerlei Fort-
schritt ab. Vor den amerikanischen 
Präsidentschaftswahlen wird sich dies 
kaum ändern. Gerade deshalb sollte die 
Chance genutzt werden, beim CETA-
Abkommen einen Durchbruch zu er-
zielen. Die Ausgangslage ist günstig. 
Während das CETA-Abkommen von 
der alten kanadischen Regierung un-
ter dem konservativen Regierungschef 

Stephen Harper verhandelt wurde, der 
bei den Wahlen im Oktober  abge-
wählt wurde, hat sich der neue kanadi-
sche Premierminister Justin Trudeau 
neu positioniert. Er will nicht nur einen 
klaren Kurswechsel in der kanadischen 
Wirtschafts- und Sozialpolitik, ihm 
liegt auch an einem neuen transat-
lantischen Verhältnis mit der EU und 
er ist off ensichtlich daran interessiert, 
sich von den USA abzusetzen, indem 
er sich deutlich für fortschrittliche 
Regeln und Standards in internatio-

nalen Handelsabkommen ausspricht. 
Auch die EU-Kommission hat bereits 
seit dem Sommer  unter Führung 
von Jean Claude Junker eine neue Füh-
rungsmannschaft. Verhandelt wurde 
das CETA-Abkommen unter Kommis-
sionspräsidenten José Manuel Barroso 
von dem konservativen Handelskom-
missar  Karel de Gucht, der in keiner 
Weise an einer neuen Handelspolitik 
interessiert war. Bei seiner Nachfolgerin 
Cecilia Malmström, die nun zuständig 
ist, handelt es sich um einen anderen 
Politikertyp. Die neue Handelskom-
missarin ist zumindest off en für einen 
Kurswechsel. Nach den Protesten im 
Herbst  hat sie eine neue, moderne 
europäische Handelsstrategie angekün-
digt. Wenn sie Wort halten und die EU 
eine seit Langem notwendige Politik 
für mehr fairen Welthandel vorantrei-
ben will, muss sie die Chance, die sich 
mit der neuen kanadischen Regierung 
bietet, ernsthaft nutzen. Die eigentli-
chen Bremser sitzen nämlich derzeit in 
der Generaldirektion Handel der EU-
Kommission. Angesichts der schlechten 
Verfassung der EU böte ein erfolgrei-
cher Abschluss der CETA-Gespräche 
zugleich die Chance, Vertrauen bei den 
EU- Bürgern zurückzugewinnen. Ob dies 
gelingt, ist keineswegs ausgemacht. 
Denn zentrale Voraussetzung für mehr 
Vertrauen der Bürger ist ein Mitspra-
cherecht der nationalen Parlamente bei 
der Ratifi zierung des Abkommens. Die 
EU-Kommission hat das viel zu lange 
ignoriert. Noch im Juli konnte sie nur 
unter massiven Druck davon abgehalten 
werden, das CETA-Abkommen als »EU 
only-Abkommen« durchzupeitschen. 
Hoff nungsvoll stimmt hingegen, dass 
die neue kanadische Regierung signa-
lisiert hat, sie bleibe weiterhin für Än-
derungen in dem als »ausverhandelt« 
geltenden Handelsabkommen off en. 

Der zeitliche Druck ist jedoch erheb-
lich. Auf dem für den . Oktober  
vorgesehenen EU-Kanada-Gipfel soll 
das Abkommen unterzeichnet werden. 
Bis dahin sind noch zahlreiche ver-
bindliche Klarstellungen vorzunehmen, 
wenn der verbal erhobene Anspruch ei-
ner fairen und modernen Handelspolitik 
umgesetzt werden soll, vor allem die 
Bestimmungen zum Investitionsschutz 
sind aufgrund der fehlenden EU-Kom-
petenz auszunehmen. Falls dies nicht 
gelingt, ist allerdings Entschleunigung 
angesagt. Gründlichkeit muss bei ei-
nem so komplexen Thema Vorrang vor 
Schnelligkeit haben. Auf keinen Fall darf 
CETA vorläufi g zur Anwendung kom-
men, bevor die EU-Mitgliedstaaten und 
ihre Parlamente dem Abkommen zuge-
stimmt haben – mit dem Rechtsstatus 
eines »gemischten Abkommens«. 

Nicht von der Hand zu weisen ist, 
dass erste Schritte gemacht sind, um 
eine sozial-ökologische Gestaltung der 
Globalisierung für einen fairen Welt-
handel zu ermöglichen. Anders als die 
USA, die lediglich zwei der Kernarbeits-

normen der ILO ratifi ziert haben, sind 
es bei den Kanadiern immerhin acht 
dieser Kernarbeitsnormen. Erst Anfang 
Juni hat die neue kanadische Regierung 
die Konvention  zum Mindestalter 
von Arbeitnehmern ratifi ziert. Und für 
den September ist die Ratifi zierung der 
Konvention  über kollektive Tarif-
verhandlungen angekündigt. Dieser 
Fortschritt ist anzuerkennen, genau-
so wie die im Abkommen defi nierte 
Zielsetzung, dass Handelsziele nicht 
dazu dienen dürfen, Schutzstandards 
für Arbeit und Umwelt zu unterlau-
fen. Allerdings fehlt es weiterhin an 
Sanktionsmechanismen für den Fall, 
dass Arbeitnehmerrechte oder Um-
weltschutzbestimmungen doch ver-
letzt werden. Hier besteht deutlicher 
Nachbesserungsbedarf. Was vor allem 
benötigt wird sind »internationale Har-
monisierungsabkommen«, mit denen 
die Arbeits-, Sozial-, Umwelt- und Ver-
braucherstandards gestärkt und Ver-
stöße rechtlich sanktionierbar werden. 
Dazu gehört auch die Stärkung der ILO!

Bewegung ist auch in die Ausein-
andersetzung um den privaten Inves-
torenschutz gekommen. Im Rahmen 
der Rechtsförmigkeitsprüfung des 
Freihandelsabkommens mit Kanada 
wurden intransparente private Inves-
titionsgerichte durch öff entlich legi-
timierte Investitionsgerichte ersetzt, 
die perspektivisch in einen internati-
onalen Handelsgerichtshof münden 
sollen. Dies ist ein erkennbarer Fort-

schritt gegenüber den ursprünglichen 
Bestimmungen zu den internationalen 
Schiedsgerichtsverfahren (ISDS). Dazu 
gehört, dass zukünftig keine privaten 
Schiedsrichter mehr bestellt werden 
können, Berufungsverfahren möglich 
sind und auch dritte Parteien, wie z. B. 
Gewerkschaften, Stellungnahmen abge-
ben können. Jedoch bleiben zahlreiche 
kritische Punkte off en, die klärungsbe-
dürftig sind, unter anderen die Sicher-
stellung der Unabhängigkeit der Richter. 
Auch das Problem der Sonderrechte für 
Investoren ist damit nicht gelöst. Auf je-
den Fall sind öff entliche Dienstleistun-
gen von dem Investitionsschutzkapitel 
von CETA vollständig auszunehmen. Sie 
dürfen auf keinen Fall zum Spielball in-
ternationaler Schiedsgerichtsverfahren 
gemacht werden.

Die größten Unsicherheiten und 
Klarstellungsbedarfe gibt es mit Blick 
auf öff entliche Dienste und die öff ent-
liche Daseinsvorsorge, die im europä-
ischen aber auch im kanadischen Ge-
sellschaftsmodell einen hohen Stellen-
wert für den sozialen und territorialen 
Zusammenhalt darstellen. Erhebliche 
Risiken ergeben sich vor allem aus 
dem sogenannten »Negativlistenan-
satz«, wonach die in CETA geregelten 
Marktzugangsverpfl ichtungen für alle 
gegenwärtigen und zukünftigen Be-
reiche der Daseinsvorsorge gelten, die 
nicht explizit aufgeführt werden. Die 
Gewerkschaften haben sich von Anfang 
an für den Positivlistenansatz ausge-

sprochen, wonach alle Bereiche expli-
zit aufgeführt werden müssen. Im Kern 
muss klargestellt werden, dass die Libe-
ralisierung nicht die demokratischen 
Gemeinwohlziele verdrängen kann. 
Deshalb müssen auch künftige Libera-
lisierungen wieder rückgängig gemacht 
werden können. Nur so ist sichergestellt, 
dass die Handlungsspielräume für die 
Entscheidungen zukünftiger Regierun-
gen nicht eingeschränkt werden. 

Wie groß die Risiken für die kom-
munale Daseinsvorsorge sind, haben 
zwischenzeitlich zahlreiche Städte und 
Gemeinden in Deutschland, den EU-
Mitgliedstaaten und in Kanada unmiss-
verständlich signalisiert. Bis zum förm-
lichen Abschluss des CETA-Vertrages 
sind Änderungen rechtstechnisch und 
politisch möglich. Wer das Abkommen 
in seiner jetzt vorliegenden Fassung 
für sakrosankt erklärt, setzt weiterhin 
auf eine grenzenlose Liberalisierung 
und auf eine »marktkonforme Demo-
kratie«, die den berechtigten Interessen 
der Bürger widerspricht. Mit dem Re-
gierungswechsel in Kanada besteht die 
Chance auf ein europäisch-kanadisches 
Reformbündnis für einen fairen Welt-
handel. DGB und EGB werden mit den 
kanadischen Gewerkschaften weiterhin 
für ein solches Reformbündnis kämpfen 
und fordern die EU-Kommission auf, da-
bei eine Vorreiterrolle zu übernehmen.

Reiner Hoff mann ist Vorsitzender des 
Deutschen Gewerkschaftsbundes (DGB)
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Protestzug am .. in Hannover: Freihandelsabkommen in die Tonne!

Pfeile im Köcher
Campact kämpft an vorderster Front gegen die Freihandelsabkommen. Maritta Strasser berichtet über aktuelle Kampagnen, 
Engagement und Erfolg
Theresa Brüheim: Frau Strasser, 
warum sind CETA und TTIP so ge-
fährlich – auch für die Kultur?
Maritta Strasser: CETA und TTIP sind 
Abkommen, die auf die Beseitigung 
von Handelshemmnissen hinter der 
Grenze abzielen, d. h. sie beschäftigen 
sich nicht mit Zöllen und Quoten, wie 
das traditionelle Handelsabkommen 
tun, sondern sie setzen sich mit un-
terschiedlichen Regeln der Handels-
partner auseinander – und zwar in 
ihrer gesamten Breite. Es gibt keinen 
Bereich, der vornherein ausgenom-
men ist, daher ist die Kultur einge-
schlossen. Zudem ist die Kultur direkt 
betroff en durch Regeln, die z. B. 
kommunale Maßnahmen zur Wirt-
schaftsförderung im Kulturbereich, 
geistiges Eigentum oder Handel mit 
Kulturgütern betreff en. Die Kultur ist 
auch indirekt betroff en durch mögli-
che Einschränkungen des fi nanziellen 
Handlungsspielraums infolge solcher 
Handelsabkommen.

Aktuell führt Campact vier Kampa-
gnen gegen die Freihandelsabkom-
men CETA, TTIP und auch TiSA. 
Können Sie beispielhaft eine Kam-
pagne herausgreifen und deren 
Funktionsweise erläutern? 
Im Augenblick ist für uns die Kampa-
gne »CETA aufhalten« sehr wichtig. 
Das Abkommen ist fertig verhandelt 

und steht vor der Ratifi zierung. Wir 
haben CETA über zwei Jahre kritisch 
begleitet. In dieser Zeit wurden 
zwar noch Nachbesserungen vorge-
nommen, aber insgesamt ist das ein 
Abkommen, das wir nicht für zustim-
mungsfähig halten.
Einerseits wurde im Bereich öff entli-
che Dienstleistungen ein völlig neuer 
Ansatz gewählt als in den vorherigen 
Handelsabkommen. Bisher wurden in 
Handelsabkommen einzelne Sekto-
ren aufgelistet und liberalisiert. Jetzt 
kehrt man dieses Prinzip um, man 
liberalisiert alles – exklusive der Aus-
nahmen. Diese Ausnahmen befi nden 
sich in zwei Annexen, welche die öf-
fentliche Daseinsvorsorge – und das 
betriff t teilweise den Kulturbereich 
wie öff entliche Theater, Schulen, 
Museen, Bibliotheken usw. – nur un-
zureichend schützen. Überall klaff en 
Lücken, überall gibt es Angriff smög-
lichkeiten von Privatkonkurrenten 
aus dem Ausland.
Andererseits enthält der Bereich zu 
Nachhaltigkeit, Umweltschutz und 
Verbraucherschutz nur unverbindli-

che und nicht durchsetzbare Prosa. 
Ebenso ist es beim Arbeitnehmer-
schutz – genauer bei der Verpfl ich-
tung auf z. B. lokale Arbeitsnormen. 
Die sind bloß erwähnt, aber nicht 
als durchsetzbares Recht verankert. 
Dieser Schwäche bei den Rechten 
für Bürger steht die Einführung ei-
nes ganz massiven Instruments für 
Investoren gegenüber: Mittels der 
Investor-Staat-Schiedsverfahren 
kann an ordentlichen Gerichten 
vorbeigezogen werden. Es entsteht 
eine Paralleljustiz, die ausländischen 
Investoren eine Möglichkeit gibt, 
die Klauseln des Vertrages direkt 
einzuklagen, was aus zwei Gründen 
hochproblematisch ist: Zum einen ist 
es fragwürdig, warum es diese proze-
durale Sonderbehandlung überhaupt 
geben soll. Die Unabhängigkeit der 
Personen, die in diesem Rahmen als 
»Richter« bezeichnet werden, aber 
nicht ordentliche Richter sein müs-
sen und nur pro Fall bezahlt werden, 
steht im Zweifel. Zum anderen ist es 
materiell ein Sonderrecht. Während 
andere Bürger auf die Gesetze des 
Landes verwiesen werden, gelten für 
ausländische Investoren andere Be-
stimmungen, die einen sehr viel weit-
gehenderen Eigentumsschutz haben, 
und die ihnen vor allem nur Rechte, 
aber keine Pfl ichten auferlegen. Das 
alles sind Dinge, die bei CETA neu 

eingeführt werden und die es zu ver-
hindern gilt! Deswegen ist der Erfolg 
der Kampagne »CETA aufhalten« ein 
ganz, ganz wichtiges Ziel!
Wir haben diese Kampagne als breite 
Bündniskampagnen angelegt: Von 
Anfang an haben wir in dem Bündnis 
»TTIP unfairhandelbar« gearbeitet, 
in Vorbereitung der Demonstration 
gegen TTIP und CETA am . Oktober 
 in Berlin haben wir ein weite-
res Bündnis gegründet, wo auch der 
Deutsche Kulturrat mitmacht. Ent-
sprechend arbeiten wir in verschiede-
nen Bündnissen – teilweise auf trans-
atlantischer und globaler Ebene.
Bei den Kampagnen nutzen wir viel-
fältige Instrumente und Maßnahmen. 
Zu den Demonstrationen kommen 
weitere Aktionen auf der Straße 
hinzu, aber auch klassische Unter-
schriftensammlungen, Petitionen und 
europäische Bürgerinitiativen (EBI). 
Weiterhin gehört klassisches Lobby-
ing hinzu: Wir führen sehr viele Ge-
spräche mit Politikern, hauptsächlich 
von SPD, Grünen, Linkspartei – also 
den Parteien, wo wir uns erhoff en 

oder wissen, dass eine Kritik und ein 
gewisser Zweifel an den Freihandels-
abkommen und damit ein Anknüp-
fungspunkt vorhanden ist, um ins 
Gespräch zu kommen. Dazu kommen 
dann Veranstaltungen. Zudem schal-
ten wir Zeitungsanzeigen, plakatieren 
und vieles mehr.

Woran messen Sie den Erfolg der 
Kampagne?
Wir haben unterschiedliche Indikato-
ren. Zumeist sind die Medienaufmerk-
samkeit und das politische Ergebnis 
Erfolgsindikatoren der Kampagnen. 
Bei Instrumenten wie Unterschrif-
tensammlungen, Demonstrationen 
oder europäischen Bürgerinitiativen 
ist natürlich die Zahl der Menschen, 
die sich anschließen, ein Indikator für 
den Erfolg. Im Fall von CETA konn-
ten wir den Prozess bereits erheblich 
verlangsamen. Angeblich war das 
Abkommen schon Ende  fertig 
verhandelt. Dann hat es nochmal über 
eineinhalb Jahre gedauert, bis der Ver-
tragstext in seinem letzten Stand ver-
öff entlicht wurde. Wir haben erreicht 

– und da waren wir ausnahmsweise 
auf derselben Seite wie die Bundesre-
gierung –, dass das Abkommen nicht 
nur von den Regierungen Europas und 
vom Europaparlament abgestimmt 
werden muss, sondern auch von den 
Parlamenten aller Mitgliedstaaten, 

und damit auch hier in Deutschland 
vom Bundestag und Bundesrat. Das 
ist ein wichtiger Erfolg, und ich denke, 
ohne unsere Kampagne hätten wir 
wenig erzielt, da die EU-Kommission 
wild entschlossen war, das ohne die 
Parlamente in den Mitgliedsstaaten 
durchzusetzen und nur durch mas-
siven Druck daran gehindert wurde. 
Letztlich werden wir den Erfolg daran 
messen, ob CETA zustande kommt 
oder nicht.

Sie haben soeben angesprochen, 
dass CETA zum gemischten Ab-
kommen erklärt wurde, d. h. auch 
die nationalen Parlamente, in 
Deutschland Bundestag und Bun-
desrat, werden über das Freihan-
delsabkommen abstimmen und 
mitentscheiden. Was bedeutet das?
Es kann wenig bedeuten, wenn die 
EU-Kommission zu einem weiteren 
Trick greift – und die Regierungen 
Europas das durchgehen lassen – und 
CETA nach der Entscheidung im Rat 
der EU und im Europaparlament, in 
vorläufi ge Anwendung kommt. Vor-

läufi ge Anwendung hieße dann, dass 
wir CETA hätten, ohne dass Bundes-
tag und Bundesrat dazu abgestimmt 
haben und dass sie nur nachträglich 
das abnicken, was schon längst in 
Kraft ist. Das wäre ein übler Trick! 
Darüber fi nden bis zum September 
intensive Auseinandersetzungen und 
heftige Kämpfe hinter den Kulissen 
statt, in denen wir alles versuchen, 
das zu verhindern.
Viel kann es bedeuten, wenn CETA bei 
der Ratifi zierung durch Bundestag 
und Bundesrat in Deutschland z. B. 
im Bundesrat scheitert, weil es dort 
andere Mehrheiten gibt.

Frau Strasser, kommen wir noch-
mal zurück zum Engagement bei 
den Kampagnen. Wer engagiert 
sich denn bei Campact gegen Frei-
handel? 
Das ist ein ganz bunter Haufen von 
Menschen – die unterschiedlichsten 
Berufe, die unterschiedlichsten Al-
tersgruppen. Häufi g gar nicht so jung, 
wie man immer meint. Wir sehen 
Menschen, die sich nebenbei auch in 
anderen Organisationen engagieren. 
Wir sehen Menschen, die Mitglieder 
in Parteien sind oder Menschen, die 
mittlerweile gar nicht mehr wissen, 
wen sie wählen sollen. Ganz, ganz 
unterschiedliche Leute, die alle eins 
eint, nämlich die Sorge, dass mit Ab-

kommen wie CETA Regeln geschaff en 
werden, die in einer ordentlichen 
demokratischen Willensbildung mit 
intensiver parlamentarischer Debatte 
so nie geschaff en würden und dass 
unter dem Deckmantel eines Han-
delsabkommens plötzlich völlig ande-
re Regeln geschrieben werden.

Von den Freihandelsabkommen 
sind alle Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union betroff en, 
nicht nur Deutschland. Begrenzt 
sich das Engagement von Campact 
auf die Bundesrepublik oder 
kooperiert Campact auch mit 
Organisationen in anderen EU-
Ländern?
Unser Engagement begrenzt sich 
nicht auf Deutschland, denn europä-
ische Abkommen werden von mehr 
als einem Land gestoppt, wenn sie 
gestoppt werden. Aus diesem Grund 
haben wir die Europäische Bürgerini-
tiative »Stop TTIP« unterstützt, die 
vergangenes Jahr im Oktober Unter-
schriften gesammelt hat. Diese hat 
die geforderten Schwellenwerte weit 

überschritten. Wir haben das Quorum 
in  von  Ländern geknackt und 
über drei Millionen Unterschriften 
gesammelt. Das war das erste große 
internationale Projekt. Schon wäh-
renddessen haben wir Kampagnen 
in weiteren Ländern gefördert: Wir 
haben Schwesterorganisationen in 
Irland, Schweden, Österreich, Polen 
und Frankreich, die wir mit Beratung, 
aber auch mit Geld und mit Materiali-
en unterstützen. Darüber hinaus sind 
wir in europaweiten und transatlanti-
schen Bündnissen aktiv.

Frau Strasser, wie geht es jetzt wei-
ter? Welche Schritte gilt es jetzt zu 
nehmen, um TTIP und CETA end-
gültig zu verhindern? 
Wir haben noch viel vor! Am . Sep-
tember wird es zeitgleich in sieben 
Städten, nämlich in Berlin, Hamburg, 
Köln, Frankfurt , München, Leipzig 
und Stuttgart Demonstrationen geben. 
Das Ziel ist es, unseren großartigen 
Erfolg vom . Oktober  in den 
Schatten zu stellen. Der Termin ist 
so gewählt, dass er unmittelbar zwei 
Tage vor dem entscheidenden SPD-
Parteikonvent stattfi ndet, auf dem 
die Partei ihre Position zu diesen Ab-
kommen festlegen wird. Von diesem 
Konvent hängt die Position der Bun-
desregierung ab, die nur zustimmen 
kann, wenn beide Parteien, welche die 
Bundesregierung tragen, Ja zu CETA 
sagen. In derselben Woche entschei-
det übrigens auch der Rat der EU in 
Bratislava. Das ist die heiße Phase. 
Wir werden dann, wenn CETA noch 
nicht gestoppt ist, die bayrische Stim-
me im Bundesrat durch ein Volksbe-
gehren zu einem Nein verpfl ichten. 
Das bedeutet, dass wahrscheinlich im 
nächsten Jahr in einem Zeitraum von 
 Tagen fast eine Million Stimmen 
gesammelt werden müssen. Die Leute 
müssen dafür in die Rathäuser gehen – 
es reicht nicht, im Internet zu klicken. 
Das ist ein Riesenprojekt! Wir machen 
gemeinsam mit dem EBI-Bündnis zur-
zeit eine Aktion, mit der wir Druck auf 
das Europaparlament ausüben. Das 
nennt sich »CETA Check«: Über diesen 
können Bürger aus ganz Europa ihre 
Europaabgeordneten fi nden und sie 
mit Fragen zu CETA bombardieren.
Wir machen weiterhin intensives 
Lobbying – dies in den nächsten 
Monaten dann mit Schwerpunkt im 
Bundesrat. In elf Bundesländern sit-
zen Koalitionspartner von Bündnis 
/Die Grünen und Linkspartei in 
den Landesregierungen. Es gibt damit 
eine Blockademehrheit, die CETA im 
Bundesrat verhindern kann, sofern die 
Landesminister den Mut fi nden, die 
Koalitionsklausel-Karte zu ziehen und 
zu verlangen, CETA im Bundesrat zu 
stoppen.
Sollte all dieses scheitern, haben wir 
noch einen letzten Pfeil im Köcher: 
Gemeinsam bereitet Campact mit 
Foodwatch und MehrDemokratie eine 
Verfassungsklage gegen CETA vor. 
Da haben Bürger unter www.ceta-
verfassungsbeschwerde.de die Mög-
lichkeit, sich anzuschließen. Dazu 
muss nur ein PDF ausgedruckt, un-
terschrieben und eingeschickt wer-
den. Das kostet  Cent Porto, weiter 
nichts. Wir haben hervorragende 
Juristen, die uns vertreten. Auch diese 
Möglichkeit, denke ich, könnte zum 
Erfolg führen.

Frau Strasser, ich danke Ihnen 
für das Gespräch!

Maritta Strasser koordiniert den 
Bereich Campaigning bei Campact. 
Theresa Brüheim ist Chefi n vom Dienst 
von Politik & Kultur
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Die Stunde des Europäischen Parlaments
CETA, Kultur und das 
EU-Demokratiedefi zit

HERTA DÄUBLERGMELIN

N ach dem Brexit, in dessen 
Folge der riesige Vertrau-
ensschwund vieler Bürger in 

die Europäische Union (EU) deutlich 
wurde, herrscht weitgehend Ratlosig-
keit. Weder die EU-Kommission, noch 
wichtige nationale Regierungen sind 
bereit, die einseitig neoliberale Politik 
und das demokratische Defi zit der EU 
zu ändern. Fehleranalyse fi ndet ernst-
haft kaum statt; manche aus dem Kreis 
der politischen Eliten weisen sogar der 
Zivilgesellschaft mit ihrer Forderung 
nach mehr partizipativer Demokratie, 
Kontrolle und Einfl uss Schuld zu. In 
der EU-Kommission ist ebenso wie in 
der deutschen Regierung »business as 
usual« angesagt.

Man fühlt sich an die Regierungser-
klärung von Bundeskanzlerin Merkel 
vom September  erinnert, in der 
sie ihr Leitbild einer »marktkonformen 
Demokratie« in der Zeit von Europä-
isierung und Globalisierung verkün-
dete. Der Markt, sprich die maßgeb-
lichen Unternehmen der Wirtschaft, 
sind die bestimmenden Faktoren. Das 
Parlament, bisher mit umfassender 
Kontroll-, Gestaltungs- und Entschei-
dungs-kompetenz ausgestattet, wird 
auf »Mitbestimmung« reduziert und 
hat dem Markt zu folgen. Dafür sorgt 
die Regierung.

Diese Vision widerspricht dem 
Grundgesetz und ist politisch höchst 
gefährlich, weil sie die Institutionen der 
Demokratie, also Wahlrecht und Parla-
mente, aber auch Demonstrationsrecht, 
Bürgerinitiativen und Volksbegehren 
formal unverändert bestehen lässt, ihre 
Kompetenzen und ihren Einfl uss jedoch 
aushöhlt. Das geschieht über den von 
Wirtschaftsexperten beeinfl ussten Ap-
parat nationaler Regierungen; auf EU-
Ebene über die Kommissionsbürokratie 
und die Entscheidungsmacht des EU-
Rates. CETA oder TTIP sollen Privatisie-
rung und Deregulierung marktkonform 
völkerrechtlich festschreiben und damit 
Änderungswünschen von Parlamenten 
oder zivilgesellschaftlichen Initiativen 
entziehen. 

Wer so handelt, braucht sich über die 
EU-weit zunehmende Distanz, ja Wut 
der Bürger auf Politik nicht zu wundern. 
Das sind keine guten Aussichten für die 
Zukunft. Änderungen sind dringend nö-
tig, um das Hoff nungsprojekt EU nicht 
scheitern zu lassen. Völlig unberührt 
davon will die EU-Kommission jedoch 
das CETA-Freihandelsabkommen mit 
Kanada im Herbst unverändert durch-
ziehen. Sie musste aufgrund des öf-

fentlichen Aufschreis nur den Plan zu-
rücknehmen, den EU-Mitgliedstaaten 
keinerlei Ratifi kationszuständigkeit zu-
zugestehen, weil CETA ein ausschließli-
cher EU-Vertrag sei. Am . Juli  hat 
sie dem EU-Rat vorgeschlagen, CETA 
bei Aufrechterhaltung ihrer Rechtsmei-
nung als gemischtes Abkommen mit 
der Folge der Ratifi zierungskompetenz 
der EU-Mitgliedstaaten zu behandeln. 
Jedenfalls bis der Europäische Gerichts-
hof (EuGH) im ähnlich gelagerten Fall 
des EU-Singapur-Abkommens seine 
gutachtliche Äußerung abgegeben habe.

Wenn nicht die angerufenen Gerichte 
ihn daran hindern, und die Klagen wer-
den schon eingereicht, soll der EU-Rat 
am . Oktober  grünes Licht für 
die Unterzeichnung von CETA und die 
vorläufi ge Anwendung gemäß Artikel 
 Absatz  AEUV geben. 

Kulturschaff ende in Deutschland 
und anderen EU-Ländern haben in 
zahlreichen Stellungnahmen, Exper-
tisen und Demonstrationen auf die De-
fi zite, Unklarheiten und Unsicherheiten 
der CETA–Formulierungen zum Kultur-
bereich hingewiesen. Die Beschwörun-
gen aus dem Bundeswirtschaftsminis-
terium, aber auch die beschönigenden 
Worte im erwähnten Kommissions-
vorschlag an den EU-Rat können das 
nicht ausräumen; die Bedeutung der 
CETA-Eingangserwägungen wie auch 
die Klauseln, unter anderem der Arti-
kel .., .. und .., müssen weiter 
erörtert und dann klargestellt werden.

Genau das ist jetzt die Aufgabe des 
Europäischen Parlaments. Es kann die-
se und die vielen anderen Kritikpunkte 
aufgreifen und klären; allerdings nur, 
wenn es jetzt schnell und energisch die 
Zukunft von CETA selbst in die Hand 
nimmt. Die EU-Abgeordneten müssen 
die Behandlung von CETA zeitnah auf 
die Tagesordnung setzen und von An-
fang an klarstellen, dass sich das EU-
Parlament nicht auf die pauschale Ja/
Nein-Abstimmungsprozedur für völ-
kerrechtliche Verträge, auch nicht mit 
begleitenden Vertragsinterpretationen 
einlässt. Die ist weder rechtlich geboten, 
noch bei umfassenden Abkommen wie 
CETA ausreichend. Vielmehr müssen in 
breit angelegten öff entlichen Anhörun-
gen alle Probleme zur Sprache kommen, 
die von der europäischen Zivilgesell-
schaft immer wieder vorgetragen wur-
den, ohne bei der EU-Kommission oder 

den nationalen Bürokratien Gehör zu 
fi nden – auch die des Kulturbereichs. 
Dabei müssen vordringlich auch Ver-
treter der Zivilgesellschaft zu Wort 
kommen, weil sie von der Kommission 
bisher kaum beachtet wurden. 

Wenn das Europäische Parlament 
diese Aufgabe ernst nimmt und ergeb-
nisoff en berät, was zweifellos auch zur 
Zurückverweisung von CETA an die EU-
Kommission und damit zur Nachver-
handlung führen kann, wird es seinem 
Anspruch auf eine stärkere Bedeutung 
gerecht. Das wird von Parlamentsprä-
sident Martin Schulz nachdrücklich 
betont: Es ist richtig und wichtig und 
könnte, bei Berücksichtigung der In-
teressen aller Bürger, mithelfen, den 
Vertrauensschwund in die EU zu stop-
pen und mit der Zeit in Vertrauenszu-
wachs umzuwandeln. Für diesen Schritt 
braucht das Europäische Parlament Zeit 
und Mut. Mut, weil abzusehen ist, dass 
EU-Kommission und -Rat diese Aktivi-
täten mit äußerster Skepsis verfolgen 
werden; die Verfechter von Bürokratie 
und marktfreundlicher Politik werden 
auch von einfl ussreichen Medien unter-
stützt, die gern die Ideologie verbreiten, 
Entscheidungen der Wirtschaft seien 
klüger als die von Parlamenten und 
Zivilgesellschaft.

Zählen kann das Europäische Parla-
ment indes auf die Unterstützung der 
nicht allein in vielen Mitgliedstaaten, 
sondern auch auf EU-Ebene in den letz-
ten Jahren deutlich stärker gewordenen 
Zivilgesellschaft. Hier ist mehr Koope-
ration möglich und sinnvoll.

Wie schon erwähnt braucht die aus-
führliche und transparente Behandlung 
von CETA im Europäischen Parlament 
schon wegen des großen Umfangs auch 
Zeit. Deshalb darf die vorläufi ge An-
wendung von CETA, wenn überhaupt, 
erst für einen Zeitpunkt nach der Ent-
scheidung des Europäischen Parla-
ments beschlossen werden. Bekannt-
lich gibt Artikel  Absatz  AEUV der 
EU die Kompetenz, mit Drittstaaten 
die vorläufi ge Anwendung eines völ-
kerrechtlichen Vertrages zu vereinba-
ren, also von einem gemäß Artikel  
der Wiener Vertragsrechtskonvention 
(WVK) zulässigen Instrument Gebrauch 
zu machen, welches das rasche Wirk-
samwerden eines Vertrags herbeiführt.

Die vorläufige Anwendung setzt 
rechtlich nicht voraus, dass das Euro-
päische Parlament bereits entschieden 
hat. Demokratisch ist das nicht. Um das 
abzumildern, gibt es eine Vereinbarung 
zwischen EU-Kommission und -Parla-
ment, die Entscheidung des Europä-
ischen Parlaments abzuwarten. Bei 
CETA ist das besonders wichtig, weil 
gerade hier so viele Fragen ungeklärt 
sind, die auch die Partizipationsrechte 
der Mitgliedstaaten berühren.

Die vorläufi ge Anwendung von CETA 
bewirkt die sofortige völkerrechtliche 
Bindung der EU gegenüber Kanada. EU–
intern hat CETA als Teil des Unions-
rechts unmittelbar Vorrang vor entge-
genstehendem Recht der Mitgliedstaa-
ten. Das bleibt so, bis die Vertragspart-
ner gegenseitig die Ratifi kation oder 
deren Ablehnung notifi zieren.

Ist CETA ein reines EU-Abkommen, 
dann steht diese Notifi zierung allein 
der EU zu. Bei einem gemischten Ver-
trag allerdings führt die Verweigerung 
der Ratifi zierung eines Mitgliedstaates 
zum Scheitern von CETA insgesamt. In 
früheren vergleichbaren Fällen hat die 
EU-Kommission allerdings in Nachver-
handlungen einen Vertragstext ausge-
handelt, den auch der verweigernde 
Staat akzeptierte, was dann letztend-
lich doch zu einem Inkrafttreten führte. 
Bis zum Ende der Ratifi zierungen, ein-
schließlich Nachverhandlungen, bleibt 
die vorläufi ge Anwendung allerdings 
wirksam. 

Für CETA bedeutet das noch mehr 
Unsicherheit: Zwar unterliegt die vor-
läufi ge Anwendung EU-intern der gel-
tenden Kompetenzverteilung, die der 
EU gebietet, gemäß Artikel  Absatz  
AEUV die »nationale Identität«, also die 
Grundprinzipien der Staatsorganisati-
on und die Grundwerte des jeweiligen 
Staates, zu wahren und nicht in diese 
einzugreifen. Was danach vorläufig 
angewendet werden kann, ist heute 
nicht exakt abzusehen. Es hängt davon 
ab, ob die EU, mit Rückendeckung des 
EuGH, CETA doch als rein europäisches 
Abkommen behandeln darf. Wenn das 
so ist, umgreift die vorläufi ge Anwen-
dung den vollständigen CETA-Text. 
Ob das so ist, hängt einerseits von der 
Entscheidung des EuGH zum EU-Sin-
gapur-Abkommen ab, die für das Jahr 
 angekündigt ist. Auch dann jedoch 
ist Klarheit nicht zwingend, denn das 
EU-Singapur-Abkommen weist zwar 

Ähnlichkeiten mit CETA auf, ist aber 
nicht identisch. Gegebenenfalls wer-
den weitere Verfahren vor dem EuGH 
folgen müssen.

Der Vorschlag der EU-Kommission 
vom . Juli  an den EU-Rat führt 
neben Kanada und der EU auch die 
Mitgliedstaaten als Vertragspartner 
auf; sie können darauf drängen, dass 
die vorläufi ge Anwendung lediglich 
die »reinen« EU-Zuständigkeiten von 
CETA einbezieht. Es ist jedoch bis heu-
te umstritten, welche Teile von CETA 
das genau betreff en kann und ob eine 
»Zerlegung« von CETA in dieser Weise 
überhaupt möglich und zulässig ist. 

Das Europäische Parlament muss 
jetzt handeln und die politische Initia-
tive ergreifen. Dieser Schritt ist wichtig 
für CETA, zur Korrektur des Demokra-
tiedefi zits in Europa und um das Ver-
trauen der Bürger in das Hoff nungspro-
jekt Europa wiederzugewinnen. 

Viele reden ganz selbstverständlich 
von Demokratie, vergessen dabei jedoch 
zu erwähnen, warum sie politisch ge-
boten ist: Nur ein selbstbewusstes Par-
lament kann durch transparentes, der 
Bürgerschaft verpfl ichtetes Verfahren 
sicherstellen, dass die Auswirkungen 
neuer Regelungen auf die Lebensbe-
dingungen von Bürgern und auf das 
Gemeinwohl umfassend zur Kenntnis 
genommen, in diesem Licht geprüft und 
nach Maßgabe der Grundentscheidun-
gen unserer Verfassung bewertet wer-
den. Bürokratien und Wirtschaftsexper-
ten vertreten ihre Partialinteressen; die 
haben zu viel Einfl uss, in der EU und 
auch bei CETA. Genau das kritisieren 
die Bürgerinnen und Bürger an der Po-
litik der EU. Das Europäische Parlament 
kann das ändern. 

Herta Däubler-Gmelin ist Bundesminis-
terin der Justiz a. D.,  sie arbeitet heute 
überwiegend als Rechtsanwältin und 
Tarifschlichterin
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Die Linke warnt aktiv vor dem Schaden, den TTIP und CETA bei Abschluss an der Demokratie üben

TTIP und CETA 
könnten die Blockaden
auf multilateraler 
Ebene endlich lösen 
helfen

Am Ball bleiben
Fairen Welthandel 
mitgestalten

ERIC SCHWEITZER

I n Deutschland wird derzeit eine in-
tensive Debatte über den Freihan-
del geführt. Das ist wichtig, denn 

mehr als in vielen anderen Ländern 
fußt der Wohlstand hierzulande auf 
unserer internationalen Vernetzung. 
Mit CETA und TTIP stehen wichti-
ge Abkommen im Fokus. Auch wenn 
es unserer Wirtschaft auf den ersten 
Blick so gut wie selten geht, steht die 
Weltwirtschaft eher auf wackeligen Fü-
ßen. Die Zugpferde der letzten Jahre – 
viele Schwellenländer wie etwa China 

– lahmen. Im internationalen Handel 
verdichten sich zudem die Warnzei-
chen – im ersten Halbjahr  ging 
er gar zurück; seit dem Mauerfall ist 
das außer in Rezessionen nicht mehr 
vorgekommen. Untersuchungen der 
WTO und der EU-Kommission zeigen, 
dass die Handelshemmnisse weltweit 
zunehmen.

Der außenwirtschaftliche Erfolg in 
Deutschland ist also kein Selbstläufer. 
Als Exportnation sind off ene Märkte 
und der Kampf gegen Protektionis-
mus für weite Teile unserer Wirtschaft 
und deren Arbeitsplätze hierzulande 
von herausragender Bedeutung. Un-
zählige kleine wie große Betriebe und 
Dienstleister hängen als Zulieferer am 
Außenhandel – dieser betriff t uns also 
alle viel mehr, als wir es vielleicht im 
Alltag wahrnehmen.

Und noch eine Feststellung ist für 
eine Diskussion wichtig: Inzwischen 
entsteht der Großteil des Weltwirt-
schaftswachstums außerhalb Europas 
und Handelsabkommen in anderen 
Weltregionen verstärken den Wettbe-
werbsdruck auf die europäischen Un-
ternehmen. Von daher wäre es gerade 
jetzt wichtig, eine aktive Rolle in der 
Handelspolitik einzunehmen. 

CETA und TTIP sind für die EU und 
für viele ihrer Unternehmen wichtige 
Abkommen. Gerade nach der Brexitent-
scheidung sollte es auch darum gehen, 
Signale für die Handlungsfähigkeit der 
EU zu senden. Denn nur wenn die EU 
international wahrgenommen wird, hat 
sie die Chance, Regeln für den zukünf-
tigen globalen Handel mitzugestalten. 
Die kanadische Handelsministerin 
Freeland fragt sich zurecht besorgt: 
»Mit wem, wenn nicht Kanada, mit dem 
Europa so viele Werte und Interessen 
teilt, kann die EU sonst noch Abkom-
men schließen?«. Besonders der Ver-
tiefung der Kooperation mit den USA, 
die als wichtigster Handelspartner 

Deutschlands ein stabiles Wirtschafts-
wachstum bieten können, kommt so 
eine erhöhte Bedeutung zu. TTIP und 
CETA sehen neben Zollsenkungen den 
Abbau unnötiger Handelshemmnisse 
und die Stärkung von Regeln vor, die 
europäische Werte sichern und den 
Handel fair gestalten sollen. Diese Re-
geln sind wichtig, um einen globalen 
Unterbietungswettbewerb bei Sozial- 

und Umweltstandards zu vermeiden. 
In vielen Regionen dieser Welt und den 
dortigen Handelsabkommen spielen 
diese Regeln zumindest bisher kaum 
eine Rolle. Immer mehr Abkommen 
werden mit und zwischen asiatischen 
Volkswirtschaften geschlossen, der 

Schwerpunkt der Weltwirtschaft ver-
schiebt sich auch damit zunehmend 
Richtung Asien. Damit europäische 
Werte trotzdem weiterhin in der Welt 
eine Rolle spielen können, ist ein Schul-
terschluss mit starken Verbündeten wie 
den USA und Kanada ratsam.

Die Wirtschaft und gerade kleine 
und mittlere Unternehmen haben vie-
le Fragen zu TTIP und wollen keine 
Absenkung von Schutzstandards oder 
die Unterminierung demokratischer 
Prozesse. Zu diesen deutlichen For-
derungen bekennt sich auch der Deut-
sche Industrie- und Handelskammertag 
(DIHK). Nicht zuletzt ist der Bereich der 
Kultur aus den Freihandelsverhandlun-
gen ausgenommen. Es geht Unterneh-
men um Bürokratieabbau, nicht um De-
mokratieabbau: Es gilt Hemmnisse zu 
reduzieren, die speziell ausländischen 
Anbietern das Leben erschweren, aber 
dem Verbraucher keinen Mehrwert bie-
ten. Gesucht ist ein ausgewogenes Ab-
kommen, das Chancen eröff net, fairen 
Wettbewerb gestaltet, ohne Bewährtes 
zu gefährden. Es sollte weiterhin auf die 
Ängste und Befürchtungen der Kritiker 
eingegangen werden, um die Vorteile 

einer off enen Handelspolitik besser he-
rauszustellen. Eine ehrliche Debatte 
hierüber ist dringend nötig.

Verschiedene Freihandelsabkom-
men der EU zeigen bereits das große 
Potenzial, das in diesem Ansatz steckt: 
In den fünf Jahren seit Inkrafttreten 
des EU-Korea-Abkommens sind die Ex-
porte nach Korea um  Prozent und 
Autoverkäufe sogar um mehr als  
Prozent gewachsen. TTIP und CETA 
können noch größere Chancen bieten, 
die Wettbewerbsfähigkeit und den 
Wohlstand Europas zu sichern sowie 
die Regeln des Welthandels mitzuge-
stalten. Der DIHK bewertet CETA auf-
grund der umfangreichen Zoll- und 
Visaerleichterungen, neuer Markt-
chancen und der regulatorischen Zu-
sammenarbeit zur Eindämmung neuer 
nichttarifärer Handelshemmnisse z. B. 
bürokratischer Doppelzertifi zierun-
gen, die Produkte für die Konsumen-
ten unnötig verteuern, als insgesamt 
positiv. CETA ist ein modernes Vorbild 
für andere Freihandelsabkommen und 
der DIHK empfiehlt, dass TTIP ein 
ebenso ehrgeiziges Abkommen wird. 
Aus Sicht des DIHK sollten bei allen 

Handelsabkommen die Bedürfnisse des 
Mittelstands gemäß dem »think small 
fi rst«-Prinzip in den Fokus genommen 
werden. Ein hierfür erstmals in TTIP 
eingeführtes Kapitel, das etwa für den 
Mittelstand eine zentrale Anlaufstelle 
zur Überwindung bürokratischer Hür-
den vorsieht, ist hierfür ein wichtiges 
Signal. Die Einbindung nationaler Par-
lamente in den Ratifi zierungsprozess 
ist eine große Chance, eine breite Dis-
kussion gerade auch über die Vorteile 
der Abkommen zu führen.

Wir brauchen ehrgeizige bilaterale 
Abkommen, die wegweisend für das 
Welthandelssystem sind. Die WTO 
sollte zwar der Königsweg für alle 
Länder sein, die dort versammelt sind. 
Allerdings stockt der WTO-Prozess. Die 
Chance, durch Abkommen wie TTIP 
und CETA lange bestehende Blocka-
den auf multilateraler Ebene endlich zu 
lösen, um Fortschritte für einen freien 
und fairen Welthandel zu ermöglichen, 
ist da.

 Eric Schweitzer ist Präsident des Deut-
schen Industrie- und Handelskammer-
tags (DIHK)

Gerade nach der 
Brexitentscheidung 
sollte Europa Signale 
seiner Handlungs-
fähigkeit senden

WIE GEHT ES WEITER MIT CETA IM JAHR ?

..: 
Demonstrationen gegen 
TTIP & CETA in  Städten

..: 
SPD-Sonderkonvent 
zu CETA

.-..: 
evtl. Bundestags-
abstimmung zu CETA

..: 
EU-Handelsministerrat 
in Bratislava

..: Ratsentscheidung zur 
Unterzeichnung von CETA

..: EU-Kanada-Gipfel 
mit geplanter Unterzeichnung 
von CETA

..: Internationaler 
Aktionstag gegen CETA

Danach: ggf. Ratifi zierung 
im Europäischen Parlament 
& in den Mitgliedsstaaten


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Rechtsstaatlichkeit? Nieder mit Umweltschuz, Demokratie, Verbraucherschutz, öff entlichen Dienstleistungen usw. sollte es zu Investor-Staat-Schiedsverfahren kommen
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Fair Trade für Kultur 
Strukturelle Schwächen des transatlantischen Abkommens TTIP

CHRISTINE M. MERKEL

S ollte das TTIP-Abkommen tat-
sächlich kommen, gefährden 
seine strukturellen Schwächen 
weit mehr als nur den Verbrau-

cherschutz, die Marktchancen euro-
päischer Firmen, die Kulturhoheit der 
Länder und den Gestaltungsraum für 
Kultur- und Medienpolitik im digitalen 
Kontext. Der europäische Kultursektor 
hat sich zwar zu CETA und TTIP hörbar 
zu Wort gemeldet. Der wichtige Aspekt 
des Welthandels mit Kulturgütern und 

-Dienstleistungen sowie die möglichen 
Folgen für das Entstehen eines dyna-
mischen Kultursektors in Entwicklungs- 
und Schwellenländern spielt dabei bis-
lang noch so gut wie keine Rolle. 

Der Kultur- und Mediensektor wird  
von den TTIP-Verhandlungen grund-
sätzlich erfasst. Betroff en sind insbe-
sondere die Dienstleistungen, Zukunfts-
branchen und öff entlichen Infrastruk-
turen. Der Anteil von Dienstleistungen 
als Vorleistungen zur Güterproduktion 
steigt spürbar an. Das wichtige TTIP-
Positionspapier der Bundesregierung 
vom . Oktober  belegt dies präzise 
und im Detail: Die Wertschöpfungsket-
ten haben sich grundlegend geändert. 
Wo endet Kultur, wo beginnt Telekom-
munikation? Dies fordert zukunftsfeste 
Kultur- und Medienpolitik substantiell 
heraus.

Der Welthandel mit kulturellen Gü-
tern und -Dienstleistungen hat sich 
zwischen  und  gemäß dem 
United Nations Creative Economy 
Report mehr als verdoppelt. Entwick-
lungsländer verzeichneten beim Ex-
port von Kulturgütern eine statistisch 
durchschnittliche Wachstumsrate von 
, Prozent. Grund dafür ist die starke 
Position von China und Indien, die als 
einzige Entwicklungsländer im Bereich 
der Kultur- und Kreativwirtschaft ernst-
haft mit den Industrieländern konkur-
rieren.

Die UNESCO-Konvention  über 
den Schutz und die Förderung der 
Vielfalt kultureller Ausdrucksformen 
nennt klar das Ziel, dass die internati-
onale Kulturkooperation fairer werden 
muss und kann: Sie soll die kreative 
Arbeit in Entwicklungsländern unter-

stützen, Mobilität von Künstlern und 
Kulturproduzenten erleichtern, Kul-
turmanagementkapazitäten aufbauen, 
funktionsfähige lokale und regionale 
Märkte schaff en und damit insgesamt 
die Produktionskapazitäten stärken. 
Musik und Film sind dabei Schlüssel-
sektoren. Dies betriff t die Kulturkoope-
ration mit derzeit gut  Ländern, die 
Gelder der öff entlichen Entwicklungs-
zusammenarbeit nutzen können, sofern 
sie Vertragsstaaten der er UNESCO 
Konvention sind. 

 Länder haben diese langfristi-
gen strategischen Ziele unterschrie-
ben. Für Deutschland und alle weiteren 
EU-Mitgliedsstaaten sowie für die EU 
selbst bedeutet dies insbesondere, ei-
nen besseren Zugang zum Weltmarkt 
und zu relevanten Vertriebsnetzen 
für kulturelle Aktivitäten, Güter und 
Dienstleistungen aus Entwicklungs-
ländern des Südens und Ostens zu er-
möglichen. Öff entliche Mediendienste 
spielen dabei eine Schlüsselrolle. Dies 
muss grundsätzlich auch bei Zeichnung 
bi- und multilateraler Handels- und In-
vestitionsabkommen langfristig und 
dauerhaft möglich sein und bleiben. 

Dies bedeutet de facto, erstens Vor-
zugsbehandlungen mithilfe öff entli-
cher Maßnahmen anzubieten, da die 
Marktstrukturen aus sich heraus hier 

keinen Ausgleich schaff en. Und zwei-
tens neue handelspolitische Strate-
gien und Abkommen zu entwickeln, die 
auf diesen nötigen ausgewogeneren 
Austausch an kulturellen Gütern und 
Dienstleistungen abzielen und z. B. 
Niedrigzinsdarlehen miteinschließen. 
Bekanntermaßen sind die Vereinigten 
Staaten diese Verpfl ichtungen nicht 
eingegangen.

Ein Blick in den Zweiten deutschen 
Umsetzungsbericht von  zur 
er UNESCO Konvention zeigt, 
dass Deutschland hier schon ganz gut 
unterwegs ist. Im Rahmen der auswär-
tigen Kultur- und Medienpolitik gibt 
es zahlreiche sinnvolle Einzelansätze, 
auch wenn diese nicht immer in ihrem 
strukturellen Gesamtzusammenhang 
gesehen werden.

So fördern die Berlinale-Initiativen 
»World Cinema Fund« und »Berlinale 
Talents« den kreativen Filmnachwuchs 
weltweit: Jährlich , Millionen Euro, 
davon  Prozent aus öff entlichen Mit-
teln, ermöglichen die Weiterbildung 
und Vernetzung von gut  Nach-
wuchstalenten im Filmbereich, vor al-
lem aus Ländern des globalen Südens 
und Ostens.  bewarben sich  
Teilnehmer. Das Beispiel macht welt-
weit Schule. Das Internationale Frau-
enfi lmfestival Dortmund/Köln vernetzt 
und stärkt Frauen im Film in allen Pro-
fi - und Technikbereichen und trägt so 
dazu bei, die Filmszene vor allem in 
Entwicklungs- und Schwellenländern 
aufzubauen und zu stärken.

Das Einladungsprogramm der Frank-
furter Buchmesse (Litprom) für Verleger 
aus sich entwickelnden Ländern erleich-
tert den Zugang zum deutschen, euro-
päischen und weltweiten Buchmarkt. 
 bis  konnten dies insgesamt 
 Verleger aus durchschnittlich  
Ländern nutzen. Die Süd-Süd und Süd-
Ost-Kooperationen im Bereich Lizenz-
austausch, Vertrieb, Druck und e-Books 
haben sich in diesem Zeitraum deutlich 
verstärkt. Das Programm wird je zur 
Hälfte von der Frankfurter Buchmesse 
und vom Auswärtigen Amt fi nanziert.

Für alle künstlerischen Sparten 
und Kultursektoren zentral ist die Er-
leichterung von Künstlermobilität so-
wie dafür verfügbare Ressourcen: Mit 
»Touring Artist« hat Die Beauftragte 
der Bundesregierung für Kultur und 
Medien (BKM) seit  ein innovati-
ves Online-Informationsportal initiiert, 
das vom deutschen Zentrum des Inter-
nationalen Theaterinstituts und der In-
ternationalen Gesellschaft für Bildende 
Künste entwickelt wird. Es vernetzt In-
formationsquellen von einschlägigen 
Ministerien und Institutionen digital. 

Die professionellen Nutzer aktualisie-
ren es laufend. Pro Monat verzeichnete 
das Portal im Jahr  . Besuche.

Die Mobilitätsfonds Moving Mena 
und der Fonds Ukraine, Belarus, Geor-
gien, Republik Moldau der regionalen 
Goethe-Institute ermöglichen mit Mit-
teln des Auswärtigen Amtes nachfrage-
orientierte Arbeitsbesuche von jüngeren 

Kulturschaff enden, Produzenten und 
Partnern aus der arabischen Region und 
der ost-europäischen Nachbarschaft. Sie 
nehmen an Festivals, Messen, Tagungen, 
Ausstellungen und weiteren kulturel-
len Projekten teil. Moving Mena hat 
seit  über  Reisen bezuschusst. 
Der osteuropäische Mobilitätsfond hat 
seit   »Learning journeys« und 
Hospitationen ermöglicht. 

Für die Stärkung und Professionali-
sierung des Kunst- und Kultursektors 
sowie von Medienangeboten bieten 
deutsche Akteure eine Bandbreite von 
öff entlich fi nanziertem Capacity Buil-
ding und Vernetzung auf individueller, 
institutioneller und sektoraler Ebene: 
Brandneu gibt es seit  Mentored 
Open Online Kurse zu »Managing the 
Arts«, ein -tägiges kostenloses Wei-
terbildungsangebot, vom Goethe Institut 
gemeinsam mit der Digital School der 
Leuphana Universität Lüneburg ent-
wickelt. Den ersten Durchgang haben 
. Teilnehmende aus  Ländern 
genutzt,  Prozent davon sind Frau-
en. Ein intensiveres weltweites Quali-
fi zierungsprogramm, das sechs bis acht 
Wochen dauert und sowohl Seminare 
als auch Hospitationsphasen umfasst, 
wird seit  für Kulturmanager, -Jour-
nalisten und -Politiker angeboten. Seit 
/ gibt es dies auch in arabischen 
Transformationsländern,  Teilneh-

mer haben dies bereits genutzt. Das 
Connexxions-Programm und das Cul-
tural Innovators Network stärken die Zi-
vilgesellschaft des Kulturbereichs in den 
Ländern des südlichen Mittelmeerraums. 

Öff entliche Mediendienste haben 
eine Schlüsselrolle für die Umsetzung 
der er UNESCO Konvention, so-
fern sie Produzenten, Auftraggeber 
und Vermittler hochwertiger kulturel-
ler Inhalte sind. Diese Mediendienste 
stehen derzeit lediglich der Hälfte der 
Weltbevölkerung zur Verfügung, wie der 
UNESCO Weltbericht  zum ersten 
Jahrzehnt der Umsetzung feststellt. In 
diesem Bereich besteht also großer 
Nachholbedarf.

Innovative Einzelprojekte sind z. B. 
die arabischsprachige, interaktive Ju-
gend-Talkshow »Shababtalk« der Deut-
schen Welle, das Frauenradio Tunesien 
des Goethe-Instituts und der internati-
onale Online-Wettbewerb »The Bobs-
Best of Online Activism« der Deutschen 
Welle in  Sprachen. 

Die Staatengemeinschaft ist schon 
jetzt noch weit von gleichgewichtigeren 
oder gar fairen Kulturhandelsbeziehun-
gen entfernt. Bei den weltweit expor-
tierten kulturellen Dienstleistungen hat 
sich die Schlagseite sogar verstärkt: Ihr 
Gesamtwert betrug  , Milliar-
den US-Dollar. Der Löwenanteil von  
Prozent entfi el auf die Industrieländer, 
darunter Deutschland. Dies ist Folge 
des Anstiegs des Handels mit elektro-
nisch übermittelten Dienstleistungen 
in audiovisuellen und künstlerischen 
Bereichen. Die nächste Generation von 
Handelspolitik muss Strategien der Vor-
zugsbehandlung von kulturellen Gü-
tern und Dienstleistungen entwickeln. 
Sieben der seit  abgeschlossenen 
Handelsverträge berücksichtigen dies 
ausdrücklich. TTIP wäre kein Kandidat 
für diese Positiv-Liste. Hier sind drin-
gend eff ektivere Maßnahmen nötig. 

Christine M. Merkel leitet den 
Fachbereich Kultur, Kommunikation, 
Memory of the World der Deutschen 
UNESCO-Kommission und ist Autorin 
des Kapitels »Medienvielfalt« in den 
UNESCO-Weltberichten zur Vielfalt 
Kultureller Ausdrucksformen 
und 

Der Welthandel mit 
kulturellen Gütern hat 
sich zwischen  
und  mehr als 
verdoppelt

Die Staatengemein-
schaft ist schon jetzt 
weit von gleichgewich-
tigeren oder gar fairen 
Kulturhandelsbezie-
hungen entfernt
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Insbesondere für die 
Exportnation Deutsch-
land ist der Freihandel 
von vitaler Bedeutung

Die Chancen nutzen
Das »Fenster« für TTIP ist nicht mehr lange geöff net

MATTHIAS WISSMANN

D ie deutsche Automobilindus-
trie misst die Transatlantische 
Handels- und Investitions-

partnerschaft mit den USA (TTIP) nicht 
ausschließlich nach ökonomischen 
Kriterien. Wir sind davon überzeugt, 
dass das transatlantische Abkommen 
für alle Beteiligten große Chancen bei 
der gemeinsamen Schaff ung globaler 
Standards bietet. Hiervon profi tieren 
auch Bereiche wie Kunst und Kultur 
angesichts neuer Verbreitungswege 
oder Fragen des Datenschutzes und 
geistigen Eigentums. Es gibt keine ge-
gensätzlichen Interessen von Kultur 
und Wirtschaft. Wir alle lieben Kultur 
und wollen sie erhalten. Die öff entli-
che Förderung von Kultur muss aber 
auch fi nanziert werden. Befürchtun-
gen über negative Auswirkungen von 
TTIP auf die öff entliche Kulturförde-
rung sind aus unserer Sicht unbegrün-
det. Im Gegenteil: Erst hohe staatliche 
Steuereinnahmen von erfolgreichen 
Unternehmen und deren Beschäftig-
ten ermöglichen eine von uns allen 
gewünschte öff entliche Kulturförde-
rung. Das Verhandlungsmandat der 
EU-Kommission umfasst ausdrücklich 
und zu Recht den Kerngedanken, dass 
die europäische Kultur in ihrer Vielfalt 
auf jeden Fall erhalten bleiben muss 
und nicht gefährdet werden darf. Dies 
wird von der Bundesregierung übri-
gens ebenso gesehen. 

Auch das geplante Freihandels-
abkommen von Europa und Kanada 
(CETA) bewahrt den kulturellen Ge-

danken. CETA bestärkt das Recht bei-
der Seiten, die kulturelle Vielfalt zu 
schützen und zu fördern. Kanada und 
die EU versichern in dem Handelsab-
kommen, dass sie sich an das UNESCO-
Übereinkommen über den Schutz und 
die Förderung der Vielfalt kultureller 
Ausdrucksformen gebunden fühlen.

Doch wir sehen auch: Die Uhr für 
beide Abkommen tickt. Insbeson-
dere für TTIP drängt die Zeit. Die 
jetzige US-Administration hat zwar 
bekräftigt, dass sie alles daran setzen 
wird, um bis zum Ablauf der aktuel-
len Amtszeit im November das The-
ma in trockene Tücher zu bekom-
men. Doch die globalisierungskriti-
sche Stimmung im US-Wahlkampf 
zeigt, wie es um die Zukunft von 

TTIP bestellt sein könnte, sobald 
ein neuer US-Präsident gewählt ist. 
Eines ist klar: Die Chancen für TTIP 
werden dann nicht größer. Deshalb 
ist es so wichtig, dass die Politik – in 
Brüssel und wichtigen EU-Ländern, vor 
allem auch in Deutschland – dieses 
»Window of Opportunity« entschlos-
sen nutzt. In der oftmals emotional 
geführten öff entlichen Debatte der 
vergangenen Monate hatten meist 
die TTIP-Gegner die Nase vorn. Wir 
müssen die Sorgen der Kritiker ernst 
nehmen, dürfen aber auch nicht immer 

wieder vergessen, welche Vorteile TTIP 
bringen kann – und welche Nachteile 
ein Scheitern für viele Menschen hätte. 
Und gerade weil das europäische Haus 
nach dem Votum Großbritanniens ge-
gen die EU-Mitgliedschaft nicht mehr 
so stabil wie früher erscheint, darf 
die Politik jetzt nicht in Attentismus 
verfallen oder gar den Eindruck von 
Mutlosigkeit erwecken.

Es ist vielmehr entscheidend, wie-
der den Blick auf die Wertigkeit die-
ses Jahrhundertprojekts zu richten: 
Die Europäische Union verhandelt 

seit Juli  über TTIP. Es geht da-
bei um die weltweit größte Zone für 
zollfreien Handel, in dem  Milli-
onen Menschen leben. Insbesondere 
für die Exportnation Deutschland ist 
der Freihandel von vitaler Bedeutung. 
Er sichert hohe Wertschöpfung und 
damit Beschäftigung am Standort 
Deutschland. 

Darauf hat die deutsche Automo-
bilindustrie schon früh und mit Nach-
druck hingewiesen. In einem Schul-
terschluss haben sich vor eineinhalb 
Jahren die Vorstandsvorsitzenden von 
Automobilherstellern und großen 
Zulieferern unter der Initiative »Ja zu 
TTIP« versammelt. Die Gründe dafür 
liegen auf der Hand: Die Vereinigten 
Staaten sind – nach Großbritannien – 

das zweitwichtigste Exportland für die 
deutschen Automobilhersteller und 
ein großer Markt. Die Unternehmen 
haben noch immer mit erheblichen 
Handelsschranken zu kämpfen. Allein 
die Zollabgaben im transatlantischen 
Handel belaufen sich für sie auf über 
eine Milliarde Euro jährlich. Würden 
mit TTIP technische Standards und 
Zulassungsverfahren für bestimmte 
Produkte bei gleichem Sicherheitsni-
veau gegenseitig anerkannt werden 
können, so könnte das Abkommen ge-
rade kleineren und mittelständischen 
Unternehmen den Zugang zum US-
Markt erleichtern.

Eine gute Grundlage für eine ver-
tiefte Kooperation zweier großer Wirt-
schaftsräume stellt auch CETA dar: Der 
Wegfall von Zöllen fördert den Handel. 
Das wirkt sich positiv auf die Exporte 
der Automobilindustrie nach Kanada 
aus, wo die deutschen Automobilher-
steller – im Gegensatz zu den USA – 
keine eigenen Produktionsstandorte 
haben. Ob CETA allerdings, wie an-
visiert, bei einem EU-Kanada-Gipfel 
im Oktober ratifi ziert werden kann, ist 
noch off en. Das Abkommen muss noch 
von allen nationalen Parlamenten ab-
gesegnet werden. Eine Ablehnung von 
einem oder mehreren der Parlamente 
kann nicht ausgeschlossen werden. 

Ein Scheitern von CETA wäre aber 
ein großes Risiko für die in der EU 
versammelten Handelsnationen. Es 
wäre fatal, wenn die EU nicht mehr 
in der Lage ist, ihre Interessen bei 
internationalen Verträgen erfolg-
reich umzusetzen. Daher müssen wir 

unsere Kräfte bündeln – Wirtschaft, 
Gewerkschaften, Öff entlichkeit und 
natürlich die Kultur. Für die EU dürf-
te es sonst viel schwerer werden, ihre 
Industrie- und Verbraucherinteressen 
durchzusetzen. Deswegen plädiert die 
deutsche Automobilindustrie für die 
rasche Vollendung beider Abkommen, 
die neben Zollabbau eine regulatori-
sche Zusammenarbeit ermöglichen 
und gleichzeitig hohe Verbraucher-, 
Umwelt- und Datenschutzstandards 
sichern. Nur so kann Europa seine 
Chancen nutzen – für Beschäftigung, 
Wohlstand und kulturelle Vielfalt.

Matthias Wissmann ist Präsident des 
Verbandes der Automobilindustrie 
(VDA)

TTIP – Das Trojanische Pferd: Aktivisten des BUND zäumen es

Globalisierung 
braucht Gestaltung
CETA könnte ein gutes 
Beispiel werden

BERND LANGE

I n den letzten Jahren hat sich die 
Globalisierung der Weltwirtschaft 
rasant dynamisiert. Dabei gab es 
Wachstumseffekte, aber auch 

deutlichen Druck auf Sozialsysteme. 
Globalisierung ist schlecht gemanagt. 
Als größter integrierter Wirtschafts-
raum der Welt, der auf das Engste in die 
globalen Handelsbeziehungen einge-
bunden ist, müssen wir ein elementares 
Interesse daran haben, fortschrittliche 
Regeln und Standards zu vereinbaren, 
um die Globalisierung fair zu gestalten. 
Die beste Option dafür wäre ein mul-
tilaterales Abkommen unter dem Dach 
der Welthandelsorganisation (WTO). 
Aufgrund der Schwerfälligkeit dort bie-
ten bilaterale Handelsabkommen eine 
Chance, Bausteine für eine progressive 
multilaterale Ordnung zu vereinbaren.

Kanada zählt zu den ältesten und 
engsten Partnern der Europäischen 
Union. So war das  zwischen der 
EU und Kanada geschlossene Handels-
abkommen das erste Abkommen dieser 
Art, das die EU mit einem Industrieland 
unterzeichnet hat und gilt ja heute noch. 
Die Beziehungen wurden seitdem aus-
geweitet. Inzwischen bestehen über 
 bilaterale Abkommen EU – Kanada 
und die EU ist mit Kanada in insgesamt 
 bi- und multilateralen Abkommen 
verbunden. Die neue kanadische Re-
gierung hat zudem deutlich gemacht, 
dass sie für eine faire Gestaltung der 
Globalisierung und einen fairen Han-
del eintritt. Dies hat sich z. B. in einer 
sehr guten Zusammenarbeit während 
der WTO-Ministerkonferenz in Nairobi 
im Dezember  gezeigt und führte 
letztendlich zum Erfolg der Konferenz.

CETA integriert die bestehenden 
Abkommen EU – Kanada und erweitert 
die Beziehungen. Insgesamt ist es bei 
CETA gelungen, in vielen Bereichen 
fortschrittlichere Regeln und Standards 
zu vereinbaren, als dies in bisherigen 
europäischen und nationalen Handels-
abkommen der Fall war. CETA kann zu 
einem  Beispiel für eine faire Gestaltung 
von Globalisierung werden.

Z. B. sind der Schutz und die Förde-
rung der kulturellen Vielfalt ein gemein-
sames Anliegen von Kanada und der EU. 
Kanada und die EU sind Initiatoren der 
UNESCO-Konvention über den Schutz 
kultureller Vielfalt und diese wird in 
CETA betont. Der Markt für kulturelle 
Dienstleistungen soll daher nicht weiter 
geöff net werden. Fördermaßnahmen 
im Kultursektor, etwa für Theater, Oper 
oder Kleinkunst, sind weiterhin unein-
geschränkt möglich. Die EU behält sich 
zudem das Recht vor, Maßnahmen in 
Bezug auf Bibliotheken, Archive, Muse-
en und andere kulturelle Einrichtungen 
beizubehalten oder weiter zu erlassen. 
Audiovisuelle Dienstleistungen sind von 
den Marktöff nungsverpfl ichtungen ge-
nerell ausgenommen. 

Allerdings gibt es auch bei CETA 
noch off ene Punkte und Fragen, die 
weiterer Prüfung und Klärung im Rah-
men der folgenden Beratungen bedür-
fen. Dabei sind für mich drei Punkte 
besonders wichtig:

Zentrales Element für einen moder-
nen Handelsvertrag muss die Sicherung 
und Stärkung der Arbeitnehmerrechte 
sein, damit Sozialdumping verhindert, 
Handelsbeziehung mitgestaltet und 
Reichtumsverteilung angepackt wer-
den kann. Deswegen ist der Ansatz 
im CETA-Abkommen richtig und ein 
Fortschritt. Der Anspruch der Ratifi zie-
rung der acht Kernarbeitsnormen der 
Internationalen Arbeitsorganisation, 

das Arbeitnehmergrundgesetz, fi ndet 
sich ebenfalls. Kanada hatte  erst 
sechs dieser Normen ratifi ziert. Die 
neue kanadische Regierung hat zwi-
schenzeitlich erklärt, die beiden aus-
stehenden ILO-Normen zu ratifi zieren. 
Am . Juni  hat Kanada die Konven-
tion  ratifi ziert. Die Ratifi zierung der 
ILO-Konvention  soll im Herbst  
folgen. Im weiteren Prozess wird es da-
rauf ankommen, genau zu prüfen und 
sicherzustellen, dass die Umsetzung 
der Arbeitnehmerrechte wirkungsvoll 
ist. Insbesondere ist sicherzustellen, 
dass die Verfahren, Möglichkeiten 
und fi nanziellen Ressourcen der Be-
ratungsgruppen für Arbeit und nach-
haltige Entwicklung geklärt sind und 

dass die Schiedssprüche des »Panel of 
Experts« bei Streitfällen verbindlich an-
erkannt werden. Darüber hinaus ist die 
Möglichkeit auszugestalten, einen ver-
bindlichen Sanktionsmechanismus als 
mö gliche dritte Stufe der Streitschlich-
tung zu entwickeln und einzufü hren.

Aufgrund des sozialdemokratischen 
Drucks ist es gelungen, den eigentlich 
bereits ausverhandelten CETA-Ver-
tragstext von  im Investitionska-
pitel substantiell zu verändern und zu 
verbessern: CETA hat nun ein neues 
Modell für einen rechtsstaatlichen und 
öff entlich legitimierten Mechanismus 
bei Investitionsstreitigkeiten mit Inves-
titionsgerichten. Damit wird das alte 
ISDS-System mit privaten Schiedsge-
richten überwunden. Gemeinsames Ziel 
ist die Einrichtung eines internationa-
len Investitionsgerichtshofs. Trotz der 
klaren erreichten Fortschritte brauchen 
wir hieb- und stichfest Klarheit über 
die Unabhängigkeit der Richterinnen 
und Richter, dazu müssen wir z. B. die 
Gehaltsfragen für die Richterinnen und 
Richter noch klären. Die materiellen 
Rechtsstandards des Investitionsschut-
zes sind bereits eng und deutlich präzi-
ser und strikter gefasst als dies bisher 
der Fall war. Gleichwohl ist auch dies 
ein Punkt, der genauer weiterer Prüfung 
und nötigenfalls Klarstellung und Prä-
zisierung bedarf.

Unsere SPD-Position ist für den 
Marktzugang bei Dienstleistungen, für 
die Nutzung eines Positivlistenansatzes, 
der mehr Vertrauen schaff t als der An-
satz der Negativlisten. Bei CETA wurde 
ein anderer Weg gewählt. Deshalb wird 
nun in der weiteren Beratung des Ab-
kommens zu prüfen sein, wie im Detail 
die Negativliste in CETA ausgestaltet ist 
und welche allgemeinen und speziellen 
Schutzvorbehalte greifen. In jedem Fall 
ist sicherzustellen, dass der Schutz der 
Daseinsvorsorge ohne Schlupfl öcher für 
alle Bereiche gilt. Es muss eine Absiche-
rung jeglichen Handlungsspielraums für 
kommunale Körperschaften und zur Re-
kommunalisierung geben. Wir werden 
diese Punkte auch bei den Beratungen 
im Europäischen Parlament aufrufen 
und wo nötig Klarstellungen einfordern.

Bis zur Ratifizierung des Abkom-
mens durch das Europäische Parlament 
ist kein Abkommen fertig und es sind 
Ergänzungen und Klarstellungen mög-
lich. Das werden wir anpacken.

Bernd Lange (SPD), MdEP ist Vorsit-
zender des Ausschusses für Interna-
tionalen Handel des Europäischen 
Parlaments

CETA integriert die 
bestehenden 
Abkommen und 
erweitert die 
Beziehungen
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Wetterfest für das 
. Jahrhundert?
 DANIEL CASPARY

Kanada ist der zwölftgrößte Handels-
partner der EU. In unserer globalisier-
ten Welt gilt es, unsere Beziehungen 
wetterfest für das . Jahrhundert zu 
machen. Dafür ist das CETA-Abkommen 
ein zentraler Baustein. 

Vielen bereitet CETA große Sorgen, 
wodurch die Chancen und Vorteile 
leider kaum wahrgenommen werden: 
CETA ist ein gelungenes Abkommen 

– es beseitigt schrittweise fast  Pro-
zent der bestehenden Zölle, ermöglicht 
besseren Marktzugang, besonders auch 
für kleine und mittlere Unternehmen, 
schaff t mehr Wachstum und Beschäf-
tigung und erstellt Spielregeln für eine 
inklusive und positive Globalisierung.

Im Ratifi zierungsprozess muss nun 
gezeigt werden, dass die Sorgen unbe-
gründet sind: Weder werden unsere 
Sozial-, Arbeits- und Umweltstandards 
gesenkt, noch landet hormonbelaste-
tes Fleisch auf unseren Tellern. Auch 
im kulturellen Bereich wird es keine 
Einschränkungen im Vergleich zum 
Status quo geben. Die kommunale Da-
seinsvorsorge bleibt ebenso verlässlich 
geschützt. CETA sichert die Freiheit zu, 
alle Dienste frei zu regulieren, die im 
öff entlichen Interesse stehen. Kommu-
nale Monopole und Remonopolisierun-
gen, z. B. bei der Wasserversorgung, 
sind so weiterhin problemlos möglich.
Die Sorge, dass Gesetzesinitiativen 
durch CETA erst mit dem Handels-
partner diskutiert werden müssten, ist 
fehlgeleitet. »Regulatorische Koopera-
tion« meint hingegen, dass sich beide 
Seiten bei der Erstellung neuer gemein-
samer Standards austauschen. Unsere 

Gesetzgebungsprozesse und vor allem 
die Frage, wer die Entscheidungen triff t 
(Europäisches Parlament und Rat) blei-
ben völlig unberührt.

Der CETA-Vertragstext ist seit ein-
einhalb Jahren im Internet frei zu-
gänglich und bis heute konnten keine 
im Text begründeten Probleme auf-
gezeigt werden. Natürlich muss CETA 
im Europäischen Parlament auf Herz 
und Nieren geprüft werden – aber ich 
wünsche mir, dass Prüfung, Meinungs-
bildung und Ratifi zierung auf Basis des 
Vertragstextes erfolgen und nicht auf 
Mythen, Falschdarstellungen und Fehl-
einschätzungen fußen.

Alexander Graf Lambsdorff  (FDP) 
ist seit  Mitglied des Euro-
päischen Parlaments

Chance oder Fluch für die Kultur?
CETA: Statements von vier Mitgliedern des Ausschusses für Internationalen Handel des Europäischen Parlaments

CETA nimmt 
Rücksicht 
JOACHIM STARBATTY

Gerade als Politiker ist es mir wichtig, 
die kulturelle Vielfalt zu schützen und 
zu fördern. Ob dies in Deutschland der-
zeit sinnvoll umgesetzt ist, will ich an 
dieser Stelle nicht behandeln. Aber es 
sollte nach dem Subsidiaritätsprinzip 
den Mitgliedstaaten der EU bzw. den 
Bundesländern selbst überlassen blei-
ben, die Kulturförderung zu gestalten 
und dabei nicht durch Freihandels-
abkommen eingeschränkt zu werden. 
Daher habe ich darauf auch in CETA 
geachtet und bin mit dem erreichten 

Verhandlungsergebnis zufrieden.
Kanada und die EU kommen schon 

in der Präambel des Abkommens über-
ein, »berechtigte Gemeinwohlziele wie 
öffentliche Gesundheit, Sicherheit, 
Umweltschutz, öff entliche Sittlichkeit 
sowie Förderung und Schutz der kultu-
rellen Vielfalt zu verfolgen.« 

Außerdem bekräftigen sie ihr Be-
kenntnis zum UNESCO-Übereinkom-
men zum Schutz und zur Förderung 
der Vielfalt kultureller Ausdrucksfor-
men. Konkret betonen sie auf Seite 
 des CETA-Abkommens, dass »die 
Staaten das Recht haben, ihre Kultur-
politik beizubehalten, zu entwickeln 
und umzusetzen, ihre Kulturwirtschaft 
zwecks Stärkung der Vielfalt kultureller 
Ausdrucksformen zu fördern und ihre 
kulturelle Identität zu wahren, unter 
anderem durch Regulierungsmaßnah-
men und fi nanzielle Unterstützung.« 

In CETA sind deshalb Ausnahme-
regelungen für Kultur in den Kapiteln 
zu Subventionen (), Investitionen (), 
Grenzüberschreitenden Dienstleis-
tungshandel (), Interner Regulierung 
() und zu Öff entlichen Beschaff ungen 
() festgelegt.
Die Kommission fasst es in ihrer Pres-
semitteilung so zusammen: »CETA 
wird in keiner Weise Regierungen an 
der Kulturförderung hindern.« Dies 
war auch Ergebnis der bereits erfolgten 
Aussprachen im Europäischen Parla-
ment zu CETA. Interessant wird noch 
die Debatte sein, ob eine Zustimmung 
der Parlamente der Mitgliedsstaaten 
nötig und sinnvoll ist.

Noch nicht einmal 
mit Kanada
ALEXANDER GRAF 
LAMBSDORFF

»Wenn Europa noch nicht einmal mit 
Kanada ein Abkommen schließen kann, 
mit wem denn dann?« –  so der Stoß-
seufzer der kanadischen Handelsminis-
terin Cynthia Freeland, die beim besten 

Willen nicht nachvollziehen kann, was 
an einer Übereinkunft zwischen Kanada 
und der EU bedrohlich sein soll. Recht 
hat sie, schließlich ist CETA eines der 
fortschrittlichsten Abkommen, dass 
die EU jemals ausgehandelt hat. Über 
den Handel mit Dienstleistungen, die 
Förderung von Investitionen oder die 
Harmonisierung technischer Normen 
erschließen sich neue Chancen für kre-
ative Wertschöpfung auf beiden Seiten 
des Atlantiks.

Die hohen europäischen und kanadi-
schen Standards, z. B. im Verbraucher-, 
Sozial- und Umweltschutz, sind dabei 
nicht Teil der Verhandlungsmasse, son-
dern Maßstab für die zu vereinbarenden 
Normen. Drittländer, die künftig in die 
kanadisch-europäische Wirtschaftszo-
ne exportieren wollen, müssen sich an 
diesen Vorgaben orientieren. So sorgt 
die EU dafür, dass die Regeln der Glo-
balisierung nicht nur in Peking oder 
Neu-Delhi festgelegt werden, sondern 
auch in Brüssel, Berlin und Ottawa. Ein-
schränkungen für die kommunale Da-
seinsvorsorge oder die Kulturförderung 
sind unterdessen nicht zu befürchten, 
denn schon in der »Verfassung« des 
Welthandels in Dienstleistungen, dem 
GATS-Abkommen, ist festgehalten, dass 
Kulturförderung und die Erbringung 
öff entlicher Güter auf der kommunalen 
Ebene nicht als »normale« Dienstleis-
tungen zu bewerten sind.

CETA kann also für Wachstum und 
Arbeitsplätze sorgen, ohne die Staats-
haushalte zusätzlich zu belasten. In 
Zeiten wirtschaftlicher Stagnation 
sind solche kostenlosen Konjunktur-
programme gerade für die von Arbeits-
losigkeit betroff enen Menschen im Sü-
den Europas unverzichtbar. Wie gut das 

funktionieren kann, zeigt das Beispiel 
Südkorea: Seit  gibt es ein ähnli-
ches Abkommen mit dem asiatischen 
Land – seitdem sind die EU-Ausfuhren 
nach Südkorea um  Prozent gestie-
gen, die Autoexporte haben sich sogar 
verdreifacht. Nach Auff assung der FDP 
verdient CETA daher eine konstruktive 
Beratung im Europäischen Parlament, 
bei der sich die Liberalen aktiv einbrin-
gen werden.

Umdrehen des 
Status quo
HELMUT SCHOLZ

Ein Loch von insgesamt  Millionen 
Euro jährlich wird das Wegbrechen von 
Zolleinnahmen durch das Freihandels-
abkommen EU-Kanada (CETA) in den 
Eigenmittelhaushalt der EU reißen. Das 
bestätigte Handelskommissarin Cecilia 
Malmström auf meine parlamentari-
sche Anfrage. TTIP wird zehnmal so 

teuer werden. Zum Ausgleich müssten 
die Mitgliedstaaten noch mehr einspa-
ren, oft zulasten sozialer Leistungen, 
der Kommunalfi nanzen und der Kul-
turförderung.

 Bei Abkommen wie CETA, TTIP und 
TISA geht es längst nicht mehr allein 
um den Abbau von Zöllen. Ins Visier 
geraten alle Hindernisse für Handel und 
Dienstleistungsverkehr. Dazu zählen 
viele Errungenschaften der Demokratie, 
Verbraucher- und Arbeitnehmerrechte 
sowie der Schutz öff entlicher Dienst-
leistungen in Angebot und Zugang. 
Deshalb wird TTIP vom Bundesverband 
der Deutschen Industrie (BDI) befür-
wortet, der Druck auf die Politik erhöht 
und die Ablehnung einer deutlichen 
Mehrheit der Deutschen denunziert.

 Über CETA kommt es bald zur auch 
für TTIP richtungsweisenden Abstim-
mung. Am . September wird zunächst 
der Rat der Regierungen der EU-Mit-
gliedstaaten entscheiden. Deshalb 
wird es am . September in Berlin und 
anderen Hauptstätten große Demons-
trationen gegen CETA geben. Stimmt 
der Rat zu, kommt es im März  zur 
Abstimmung im Europaparlament. Und 
es steht fest: Über CETA werden auch 
die nationalen Parlamente abstimmen. 
Stimmt das Europaparlament zuvor 
mehrheitlich zu, kommt es gleich zur 
vorläufi gen Anwendung, während das 
Verfahren in den Mitgliedstaaten noch 
läuft. Ein Nein eines nationalen Parla-
ments könnte das Abkommen trotzdem 
stoppen. 

Mit CETA wurde das bisherige Vor-
gehen bei Handelsvereinbarungen um-
gedreht: Nicht jene Bereiche werden 
aufgeführt, die zu liberalisieren sind, 
sondern alles, was nicht ausdrücklich 
ausgenommen wird, muss in den Markt 
gebracht werden. Es gilt: „list it or lose 
it“. Dies betriff t nahezu alle Bereiche 

– auch Kultur- und Bildungsbereiche. 
Besonders ärgerlich: Aus Fehlern soll 
man nicht mehr lernen können. Einmal 
privatisierte öff entliche Dienstleistun-
gen dürfen nicht mehr wieder aus dem 
Markt genommen werden.

 CETA hat zudem die Türöff nerfunk-
tion für eine neue Form von Investo-
renschutz. Vor einem Sondertribunal, 
Investitionsgericht (ICS) genannt, sol-
len ausländische Unternehmen Regie-
rungen verklagen können, wenn ihre 
Gewinnerwartungen durch Gesetzge-
bungen zu Umweltfragen oder staat-
liche Förderung von »Konkurrenz« 
in Kultur und Bildung gefährdet 
scheinen. Den mehr als . US-
Unternehmen, die eine Niederlassung 
in Kanada haben, wird der Klageweg 
vor dem CETA-Tribunal ebenfalls off en 
stehen, nicht aber europäischen Bür-
gern oder inländischen Unternehmen. 
Das Prinzip der Rechtsgleichheit gilt 
dann nicht mehr.

Helmut Scholz (Die Linke) ist seit 
 Mitglied des Europäischen 
Parlaments

Daniel Caspary (CDU) ist seit  
Mitglied des Europäischen Parla-
ments

Der CETA-Vertragstext 
ist im Internet frei 
zugänglich

Joachim Starbatty (ALFA) ist seit 
 Mitglied des Europäischen 
Parlaments 

Schlechte Karte für 
die Kultur!
SKA KELLER

Schon in diesem Jahr könnte das Euro-
paparlament über das Freihandelsab-
kommen mit Kanada, CETA, abstimmen. 
Es ist also höchste Zeit, sich mit dem so-
genannten kleinen Bruder von TTIP, dem 
Freihandelsabkommen zwischen der 
Europäischen Union und den USA, aus-
einanderzusetzen, bevor es zu spät ist.

Leider bringt das Abkommen nichts 
Gutes für die Bürger in der EU. Der eu-
ropäischen Kulturlandschaft könnte 
dadurch ein großer Schaden entste-
hen, denn der Kulturbereich wird bis 
auf wenige Ausnahmen voll dem Frei-
handelsabkommen unterstellt. Allein 
für audiovisuelle Medien gibt es eine 
Ausnahme. Das bedeutet z. B., dass 
eine große Unsicherheit für private 
Bildungsträger mit öff entlichem Auf-
trag im Kulturbereich besteht. Durch 
das CETA-Abkommen könnte jedes Un-
ternehmen, was in den EU-Markt ein-
tritt, die gleiche staatliche Förderung 
beanspruchen und dadurch wäre eine 

gezielte staatliche Förderung schwierig.
Aber auch jede zukünftige Dienstleis-
tung, die noch nicht erfunden ist, wird 
durch das Abkommen automatisch li-
beralisiert, ohne dass die Möglichkeit 
besteht, diese besonders staatlich zu 
regulieren. Demokratisches Handeln 
wird in der Zukunft nur noch in engen 
Schranken möglich sein und dagegen 
wehren wir von Bündnis /Die Grü-
nen uns.

Das Ganze wird noch verschärft, denn
Großkonzerne dürfen gegen staatliche 
Regulierung vor einem eigens für sie 
eingerichteten Schiedstribunal kla-
gen. Sie werden mit jeglicher juristi-
scher Finesse, den CETA-Vertragstext 
in ihre Richtung zu biegen versuchen 
und staatliche Förderung sowie Aus-
nahmebestimmungen werden unter 
Beschuss geraten.

 Wir Grüne positionieren uns klar ge-
gen das CETA-Abkommen und ich werde 
alles tun, damit es schon im Europapar-
lament abgelehnt wird. Die besondere 
europäische Kulturlandschaft darf nicht 
dem Freihandel anheimfallen und die 
globale Handelspolitik muss anders 
ausgerichtet werden. Wir brauchen 
einen globalen gerechten Handel, der 
die Interessen der Bürger verfolgt und 
keine Politik für globale Großkonzerne.

Ska Keller (Bündnis /Die Grünen) 
ist seit  Mitglied des Euro-
päischen Parlaments

Die europäische 
Kulturlandschaft 
muss bewahrt werden
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